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Tallull

Die Geschéftsstelle ist vom 27.12.2017 bis 29.12.2017 geschlossen.
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unter 03461 210023 zu erreichen.
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Beschluss-Nr.: 08/17

Die Verbandsversammlung des AZV Merseburg hat die Abwasserbeseitigungssatzung
beschlossen.

Beschluss-Nr.: 09/17

Die Verbandsversammlung des AZV Merseburg hat die Gebihrenkalkulation bestétigt und
die Gebihrensatzung beschlossen.

Beschluss-Nr.: 10/17
Die Verbandsversammlung des AZV Merseburg hat beschlossen der Bestatigungsverfigung
der Kommunalaufsicht vom 01.12.2017 zum Nachtrag zum Wirtschaftsplan 2017 beizutreten.
Beschluss-Nr.: 11/17

Die Verbandsversammlung des AZV Merseburg hat die Aufhebung des Beschlusses 06/17
vom 01.11.2017 beschlossen.

Beschluss-Nr.: 07/17

Die Verbandsversammlung des AZV Merseburg hat den Erlassantrag des Herrn Christopher
B. abgelehnt.

Nachtrag zum Wirtschaftsplan 2017:

Auf der Grundlage des § 13 des Gesetzes Uber Kommunale Gemeinschaftsarbeit fur das
Land Sachsen-Anhalt in der Neufassung vom 26.2.1998 (GVBL. LSA S. 81) in der derzeit
geltenden Neufassung vom 25.2.2004 sowie des 8§ 6 der Verbandssatzung des AZV
Merseburg vom 18.12.2014 in der derzeit geltenden Fassung, beschlie3t die
Verbandsversammlung den Nachtrag zum Wirtschaftsplan 2017:

1.
Im Nachtrag zum Wirtschaftsplan fur das Wirtschaftsjahr 2017 werden
im Erfolgsplan

Ertrage in Hohe von 13.676.965 € (+ 943.268 €)
Aufwendungen in H6he von 13.336.947 € (+ 351.619 €)
im Vermodgensplan

und

Finanzierungsmittel in Hohe von 5.669.837 € (- 348.839 €)
Finanzierungsbedarf in Hohe von 5.669.837 € (- 348.839 €).
festgesetzt.

2

Kreditaufnahme flr Investitionen, InvestitionsférdermaRnahmen werden nicht festgesetzt.

3.

Verpflichtungserméachtigungen fur das Wirtschaftsjahr 2017 liegen nicht vor.

4.
Der Hochstbetrag flir den Kassenkredit wird im Geschéaftsjahr auf 2.000.000 € festgesetzt.
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5.
Der Umlagebedarf wurde mit 603.256 € ermittelt. Die Verbandsumlage wird in Héhe von
11,55 EUR/Einwohner festgesetzt.
Sie wird zur Finanzierung der Aufwendungen fir die Niederschlagswasserbeseitigung von
Stralen, Wegen und o6ffentlichen Platzen eingesetzt.
Stichtag fUr die anzusetzenden Einwohner ist der 31.12.2015. Die Angaben beruhen auf den
Angaben der Einwohnermeldeamter.

Umlagesatz
Gemeinde FIONE | Eimwomen | Urlge 2017 EUD) | EER™ | nacherebung
isher festzusetzen

festgesetzt
Braunsbedra 1.563 10,07 15.739 11,55 2.313
Goethestadt Bad Lauchstadt 8.050 10,07 81.064 11,55 11.914
Merseburg 35.038 10,07 352.833 11,55 51.856
Micheln (Geiseltal) 2.446 10,07 24.631 11,55 3.620
Schkopau 5.133 10,07 51.689 11,55 7.597
Gesamt 52.230 525.956 77.300

Bekanntmachung:

Der Nachtrag zum Wirtschaftsplan 2017 liegt einschlief3lich des Bescheides der Kommunalaufsicht
des Landkreises Saalekreis, Az. 1/151401-304 wi.

in der Zeit von 18.12.2017 bis 12.01.2018 jeweils zu den Dienstzeiten

Montags, mittwochs, donnerstags von 07.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 15.00 Uhr,
Dienstags von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 17.30 Uhr und

Freitags von 07.30 Uhr bis 12.00 Uhr

im Sekretariat am Dienstsitz des Abwasserzweckverbandes Merseburg, BahnhofstralR3e 29a, 06258
Schkopau zur Einsichtnahme aus.

Schkopau, den 13.12.2017

Uta Sonnenkalb
Verbandsgeschaftsfihrerin

Abwasserbeseitigungssatzung des Abwasserzweckverbandes Merseburg

Aufgrund der 88 8 und 45 des Kommunalverfassungsgesetzes fir das Land Sachsen-Anhalt
vom 01.07.2014, in der jeweils geltenden Fassung, des Gesetzes uber kommunale
Gemeinschaftsarbeit des Landes Sachsen-Anhalt vom 9.10.1992 in der jeweils geltenden
Fassung, der 88 151 bis 157 des Wassergesetzes des Landes Sachsen-Anhalt vom
31.08.1993 (GVBI. LSA S. 477), in der jeweils geltenden Fassung, sowie der
Verbandssatzung des AZV Merseburg vom 18.12.2014 (Amtsblatt Nr. 16/2014) in der derzeit
geltenden Fassung hat die Verbandsversammlung in ihrer Sitzung am 12.12.2017 folgende
Satzung Uber die Abwasserbeseitigung in ihrem Verbandsgebiet
(Abwasserbeseitigungssatzung) beschlossen:
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I. Allgemeine Bedingungen

8 1 Allgemeines

1.

Der Abwasserzweckverband (AZV) Merseburg betreibt zur Abwasserbeseitigung nach
dieser Satzung eine jeweils rechtlich selbstandige Abwasseranlage als offentliche
Einrichtung fir das Gebiet des AZV Merseburg fir:

o die zentrale Schmutzwasserbeseitigung,

o die zentrale Niederschlagswasserbeseitigung,

o die dezentrale Entsorgung von Fé&kalschlammen aus mechanisch wirkenden
Vorklareinrichtungen und Grundsticks-/Kleinklaranlagen und Fakalabwasser aus
abflusslosen Sammelgruben,

Die Abwasserbeseitigung erfolgt mittels o. g. zentraler offentlicher Abwasseranlagen und

mittels Einrichtungen und Vorkehrungen zur Abfuhr und Behandlung von Fakalabwasser

aus abflusslosen Sammelgruben und Fakalschlamm aus Kleinklaranlagen (dezentrale

Abwasseranlagen).

Art, Lage und Umfang der offentlichen Abwasseranlage sowie den Zeitpunkt ihrer

Herstellung, Erweiterung und Sanierung bestimmt der Verband im Rahmen der ihm

obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht und im Rahmen der gesetzlichen Regelungen.

Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Ergénzung oder Betrieb 0Offentlicher

Abwasseranlagen Uberhaupt oder in bestimmter Weise besteht nicht.

Der AZV Merseburg kann die Abwasserbeseitigung ganz oder teilweise durch Dritte

vornehmen lassen.

§ 2 Begriffsbestimmungen

1.

Die Abwasserbeseitigung im Sinne dieser Satzung umfasst das Sammeln, Fortleiten,
Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln von Abwasser nebst der
Entsorgung des Klarschlamms sowie die Beseitigung des in Grundstiicks-
/Kleinklaranlagen anfallenden Fakalschlamms und des in abflusslosen Sammelgruben
gesammelten Fékalabwasser.

Zu den zentralen offentlichen Abwasseranlagen gehtéren das gesamte
Entwasserungsnetz einschlie3lich aller technischen Einrichtungen wie

das Leitungsnetz mit getrennten Leitungen fir Schmutzwasser und Niederschlagswasser
(Trennverfahren) oder/und gemeinsame Leitungen fur beide Abwasserarten
(Mischverfahren),

die Grundstlicksanschlisse, Reinigungs- und Revisionsschéchte,

bei der Anwendung von Vakuumentwasserung die Hausanschlussleitung von der
Hauptleitung bis einschlieBlich Vakuumiibergabeschacht sowie die zur Uberwachung
und Steuerung erforderlichen Einrichtungen,

Vakuum- und Pumpstationen und Rtickhaltebecken,

alle Einrichtungen zur Behandlung des Abwassers wie z.B. die Klarwerke und ahnliche
Anlagen, die im Eigentum des Verbandes stehen, und ferner die von Dritten hergestellten
und unterhaltenen Anlagen, deren sich der Verband bedient,

Offene und verrohrte Graben und Wasserlaufe, wenn ihnen wasserrechtlich die
Gewassereigenschaft entzogen ist und sie zur Aufnahme der Abwasser dienen,
Betriebsgrundstiicke, -gebaude und -einrichtungen.

Die  zentralen  Offentlichen  Abwasseranlagen  zur  Schmutz- und  zur
Mischwasserbeseitigung enden mit dem Revisionsschacht bzw.
Vakuumuibergabeschacht, der vom AZV in der Regel auf dem zu entwadssernden
Grundsttck errichtet wird. Ist die Errichtung dieser Schachte auf dem zu entwéssernden
Grundstuck, aus welchem Grund auch immer, nicht moglich, enden auch die Schmutz-
und Mischwasserbeseitigungsanlagen an der Grundstucksgrenze.
Vakuumuibergabeschéchte und deren Einrichtungen werden ausschlieRlich auf dem zu
entwassernden Grundstick errichtet, es sei denn, dass kein offener Zugang zu dem
Grundstuck besteht oder das Grundstiick eine Grenzbebauung darstellt.

Die zentrale Abwasseranlage zur Niederschlagswasserbeseitigung endet an der
Grundstiucksgrenze unter Gelande-Oberkante (GOK).

4. Zu den offentlichen Einrichtungen des AZV im Sinne dieser Vorschrift gehtren nicht die

Grundstucksentwasserungsanlagen.
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5. Grundsticksentwasserungsanlagen sind alle Einrichtungen zur Abwasserbeseitigung
auf dem Grundstiick, soweit sie nicht Bestandteil einer offentlichen Abwasseranlage

sind.
6. Zu der dezentralen Offentlichen Abwasseranlage gehotren alle Vorkehrungen und
Einrichtungen fur Abfuhr und Behandlung von Fakalabwasser aus abflusslosen

Sammelgruben und Fakalschlamm aus mechanisch wirkenden Vorklareinrichtungen und
Grundstucks-/Kleinklaranlagen auf3erhalb des zu entwassernden Grundstiicks.

7. Grundstick im Sinne dieser Satzung ist das Grundstick im Sinne des
Grundbuchrechtes. Mehrere solcher Grundstlicke gelten dann als ein Grundstiick, wenn
sie eine wirtschaftliche Einheit bilden. Besteht bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise fur
Teilflachen eines Grundstiickes im Sinne des Grundbuchrechts eine selbstdndige
Inanspruchnahme Mdoglichkeit, so ist jede solche Teilflache als separates Grundstick im
Sinne dieser Satzung anzusehen.

8. Soweit sich Vorschriften dieser Satzung auf den Grundstuckseigentimer beziehen, gelten
die Regelungen entsprechend auch fur Erbbauberechtigte und solche Personen, die die
tatsachliche Gewalt Uber eine bauliche Anlage oder ein Grundstiick austben.

Il. Besondere Bestimmungen flr zentrale Abwasseranlagen

§ 3 Allgemeine Grundséatze

1. Die Entwéasserung erfolgt in der Hauptsache nach dem Trennverfahren durch Gefélle-,
Druck- oder Vakuumleitungen.

2. In Gebieten mit Trennverfahren erhalten die Grundstiicke getrennte Anschlisse an die
Niederschlags- und Schmutzwasserkanalisation. Niederschlagswasser ist in den
Niederschlagswasserkanal, Schmutzwasser in den Schmutzwasserkanal einzuleiten.
Die Einleitung von sonstigem Wasser (z.B. Kilhlwasser oder Grundwasser) ist gesondert
zu beantragen. Die Einleitstelle wird vom AZV vorgegeben, die Messeinrichtung zur
Feststellung der Einleitmenge hat der Grundstiickseigentiimer zu installieren.

3. Bei Errichtung von neuen Wohn- und Gewerbegebieten sind grundsétzlich getrennte
Kanale fur Schmutz- und Niederschlagswasser vorzusehen.

4. Wo ein natirliches Gefélle zu der offentlichen Abwasseranlage nicht besteht, kann der
AZV den Einbau und Betrieb von Hauspumpstationen oder anderen Hebeanlagen auf
Kosten der Grundstiickseigentiimer verlangen.

5. Muss ein Grundstick zum Zweck der Abwasserbeseitigung anderer Grundstucke in
Anspruch genommen werden, so hat der Grundstiickseigentiimer dieses zuzulassen.
Diese Verpflichtung betrifft nur Grundstticke, die

o an die Abwasseranlage angeschlossen sind oder

o im Zuge der ErschlieBung an die Abwasseranlage angeschlossen werden
sollen oder

o vom Grundstiickseigentimer im wirtschaftlichen Zusammenhang mit der
Abwasserbeseitigung genutzt werden oder

o fur die die Moglichkeit der Abwasserbeseitigung sonst wirtschaftlich

vorteilhaft ist.
Der Grundstiickseigentiimer wird daftir entschadigt.
Die Pflicht zur Inanspruchnahme des Grundsticks erlischt, wenn diese den
Grundstuickseigentimer in unzumutbarer Weise belasten wirde.

8 4 Technische Anschlussbedingungen

1. Der AZV legt auf der Grundlage einer Entwasserungsgenehmigung die Einleitstelle, die
Trasse, die lichte Weite, das Gefélle sowie die Einbindeart und die Sohlhéhe des
Grundstucksanschlusses an den offentlichen Kanal fest. Begrindete Winsche des
Grundstuckseigentimers werden dabei nach Mdglichkeit bericksichtigt. Die Materialart
wird von dem AZV in Abhangigkeit von der Beschaffenheit des Abwassers bestimmit.

2. Die Entwéasserungsgenehmigungen fur Schmutz- und Niederschlagswasser sowohl fir
private als auch gewerblich genutzte  Grundsticke sind von dem
Grundstuckseigentimer bei dem AZV schriftlich zu beantragen. Fur Grundstiicke, die
bereits an vorhandene zentrale Abwasseranlagen angeschlossen sind und bei denen
der Eigentimer wechselt, ist bei Nichtvorliegen einer Entwasserungsgenehmigung der
Entwasserungsantrag  zeitnah  nachzureichen. Fur die Beantragung der
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Entwasserungsgenehmigung sind die Anforderungen entsprechend Anlage 1 zur
Abwasserbeseitigungssatzung maRgebend.

Der AZV kann Untersuchungen der Abwasserbeschaffenheit sowie die Begutachtung
der Grundstiicksentwéasserungsanlage durch Sachverstandige verlangen, sofern dies
zur Entscheidung Uber den Einleitungsantrag erforderlich erscheint. Die Kosten hat der
Grundstiickseigentimer zu tragen.

Offnungen von Grundstiicksentwasserungsanlagen, wie Schachte, Ausglsse,
Bodenauslaufe, WC-Anlagen und Auslaufe fir Schmutz- und Niederschlagswasser,
missen gegen Rickstau aus den offentlichen Abwasseranlagen durch einen nach den
allgemeinen Regeln der Technik anerkannten Rickstauschutz gesichert werden. Der
Ruckstauschutz ist bis zur Rulckstauebene zu sichern. Verantwortlich fur den
Ruckstauschutz ist der Grundstickseigentimer. Die Rulckstauebene ist die
Geléndeoberkante Gber dem o6ffentlichen Kanal.

Der Revisionsschacht auf dem Grundstick wird durch den AZV entsprechend der
Tiefenlage des vorhandenen Hauptsammlers bis zu einer Tiefe von ca. 1,50 m unter
Oberkante der Strafe, in der der Kanal verlegt wird, errichtet. Wird die Entwasserung
tiefer gelegener Gebaudeteile gewiinscht, besteht die Moglichkeit

e durch den Grundstiickseigentiimer eine geeignete Hebeanlage einzusetzen,
bzw.

e das Setzen des Revisionsschachtes in gréRerer Tiefe, soweit es die technischen
Voraussetzungen (Tiefenlage des Hauptsammlers) zulassen, wobei die dadurch
entstehenden Mehrkosten durch den Grundstiickseigentimer zu tragen sind.
Auch sind die Folgekosten bei spateren Reparaturen, Auswechslungen oder
Veranderungen des Grundsticksanschlusses hinsichtlich der Mehrtiefe ab 1,50
m durch den Grundstiickseigentiimer zu tragen.

Der Revisions- oder Vakuumubergabeschacht auf dem zu entwassernden Grundstiick
wird bis max. 1,50 m hinter der Grundstticksgrenze errichtet.

Weitere nachfolgende Grundstiicke dirfen ohne schriftiche Genehmigung des AZV
nicht Gber die Entwésserungsanlagen des Grundstiickes angeschlossen werden.

Der AZV kann den Anschluss mehrerer Grundstlicke bei Eigentliimeridentitat an einen
Grundstucksanschluss  verlangen, wenn der direkte Zugang zu dem
Hinterliegergrundstiick nicht moglich ist.

§ 5 Anschluss- und Benutzungsrecht

1. Jeder Grundstiickseigentiimer ist berechtigt, dass sein Grundstiick nach Mafl3gabe
dieser Satzung an die Ooffentlichen Abwasseranlagen angeschlossen wird
(Anschlussrecht unter Beachtung § 6 Abs. 2). Er ist berechtigt, nach MaRRgabe der
geltenden Bestimmungen der 88 13 und 14 wund unter Einhaltung der
Einleitbedingungen gemaly Anlage 2 dieser Satzung alles Abwasser in den
offentlichen Kanal einzuleiten (Benutzungsrecht).

2. Das Benutzungsrecht entféallt, wenn der Grundstickseigentimer seinen
Zahlungsverpflichtungen aus der Benutzung der Abwasseranlagen des AZV
Merseburg trotz Mahnung und Scheitern aller weiteren Vollstreckungsversuche nicht
nachkommt. Mit der Mahnung ist der AZV berechtigt, die Einstellung der
Abwasserbeseitigung anzudrohen (Widerruf des Benutzungsrechts).

3. Die Einstellung ist frihestens zwei Wochen nach der Bekanntgabe der Androhung
zulassig.

Der AZV hat die Abwasserbeseitigung im Fall der Einstellung der Benutzung der
zentralen Abwasseranlagen mittels Abfuhr (dezentrale Entsorgung) zu gewahrleisten.
Bei der Einstellung der zentralen Abwasserbeseitigung ist Sorge zu tragen, dass eine
Gefahrdung der Volksgesundheit ausgeschlossen ist. Es ist in eingeschrankter Weise
fur eine Entsorgungsmaoglichkeit zu sorgen (z. B. Gber mobile Toiletten). Die
Abwasserbeseitigung ist sofort wiederaufzunehmen, sobald die Grinde fir die
Einstellung entfallen sind und der Gebuhrenschuldner die Kosten der Einstellung, der
Abfuhr und Wiederaufnahme der Abwasserbeseitigung ersetzt hat. Die Kosten
werden nach dem Aufwand des AZV berechnet.

4. Die Einstellung der Abwasserbeseitigung ist immer das letzte Mittel und wird erst
angewandt, wenn alle anderen VollstreckungsmafRnahmen gescheitert sind. Die
Einstellung ist dann unzuléssig, wenn der Gebuhrenschuldner nachweist, dass er
tatsachlich zahlungsunfahig ist.
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8 6 Beschrankung des Anschluss- und Benutzungsrechts, Ausnahmen

1. Die Grundstiickseigentimer konnen die Herstellung eines neuen oder die Anderung
eines bestehenden 6ffentlichen Kanals nicht verlangen.

2. Fur die Grundsticke, die in der Satzung des Abwasserzweckverbandes Merseburg tber
den vollstandigen oder teilweisen Ausschluss der Abwasserbeseitigungspflicht geman §
78 Abs. 8 Wassergesetz des Landes Sachsen-Anhalt (WG LSA (Ausschlusssatzung))
genannt sind, entfallt das Anschluss- und Benutzungsrecht.
Das Anschluss- und Benutzungsrecht kann erteilt werden, wenn der
Grundstuckseigentimer sich zuvor schriftlich verpflichtet, die fir den Anschluss
entstehenden Bau- und Folgekosten zu tbernehmen und auf Verlangen des AZV bereit
ist, fur die von ihm tbernommenen Verpflichtungen Sicherheiten zu leisten.

3. Der AZV ist berechtigt, an zusatzlich erstellten Anlagenteilen, insbesondere lberlangen
Grundstucksanschliissen, auch den Anschluss weiterer Grundstiicke zu genehmigen.
Die Eigentumer der ubrigen Grundstiicke, fur die Uber die zuséatzlichen Anlagenteile
Abwasser eingeleitet werden soll, haben nur dann einen Anspruch auf Anschluss und
die Abnahme von Abwasser, wenn sie zuvor dem nach Satz 2 in Vorlage getretenen
Grundstuickseigentimer einen verursachungsgerechten Anteil der Mehraufwendungen
aufgrund einer schriftlichen Vereinbarung ersetzen.

8§ 7 Anschlusszwang

1. Jeder Grundstlickseigentiimer ist verpflichtet sein Grundstiick an eine o6ffentliche
Abwasseranlage anzuschlieBen, sobald auf seinem Grundstliick Abwasser dauerhaft
anfallt (Anschlusszwang). Dauernder Anfall von Abwasser ist anzunehmen, sobald das
Grundstuck mit Gebauden fur den dauernden oder vorubergehenden Aufenthalt von
Menschen oder fir gewerbliche oder industrielle Zwecke bebaut worden ist, dass
Niederschlagswasser als Abwasser anfallt. Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn ein
Anschluss rechtlich oder tatsachlich nicht moglich ist.

2. Anschlusszwang besteht fir bebaute Grundstiicke.

Ein Grundstick gilt als bebaut, wenn auf ihm bauliche Anlagen, bei deren Benutzung
Abwasser anfallen kann, dauernd oder voriibergehend vorhanden sind.

3. Anschlusszwang besteht fiir unbebaute Grundstiicke, wenn Abwasser anfallt.

4. Die Verpflichtung nach § 7 Abs. 1 bis 3 richtet sich auf den Anschluss an die 6ffentlichen
Abwasseranlagen des AZV, soweit der Offentliche Kanal vor dem Grundstick
betriebsbereit vorhanden ist, sonst auf Anschluss des Grundstiicks an eine dezentrale
Abwasseranlage.

5. st die zentrale 6ffentliche Abwasseranlage fir ein Grundsttick, auf welchem Abwasser
auf Dauer anféllt, auBer bei den Grundsticken in einem ErschlieBungsgebiet,
betriebsbereit hergestellt worden, so hat der Berechtigte nach § 5 dieser Satzung,
entsprechend der Verfligung des Abwasserzweckverbandes Merseburg zum Anschluss
seines Grundstucks, dieses innerhalb von drei Monaten nach Bekanntgabe der
Verfigung an diese Anlage anzuschlie3en. Dieses gilt auch fir Grundstucke, die bis zur
Herstellung der zentralen offentlichen Abwasseranlagen an die dezentrale
Abwasseranlage angeschlossen waren.

6. Bei baulichen MalRRnhahmen bzw. Neubauten, die eine Verdnderung der
Abwassereinleitung nach Menge oder Beschaffenheit zur Folge haben, muss der
Anschluss vor dem Beginn der Benutzung des Um- bzw. Neubaus hergestellt sein. Dazu
muss ein Entwasserungsantrag vorliegen. Fir den Entwasserungsantrag sind die
Anforderungen in der Anlage 1 zur Abwasserbeseitigungssatzung vorzubereiten.

7. Werden an Stral3en und Wegen, in die spater ein offentlicher Kanal eingebaut werden
soll, Neubauten errichtet, so sind auf Verlangen des AZV alle Einrichtungen fur den
kinftigen Anschluss an die ¢ffentlichen Abwasseranlagen vorzubereiten.

8. Grundstucksklaranlagen, abflusslose Sammelgruben u. &. sind entsprechend der
Bestimmungen aus der Verfiugung zum Anschluss an die zentralen offentlichen
Abwasseranlagen, auf3er Betrieb zu nehmen und zu leeren. Die AulRerbetriebnahme
(Unterbindung der Abwasserzufuhr zur dezentralen Abwasseranlage) ist zum Zeitpunkt
der Abnahme der Anbindung der Grundstiicksentwésserungsanlage an die zentrale
Offentliche Abwasseranlage nachzuweisen. Die Entleerung ist binnen eines Monats nach
Aulerbetriebnahme Uber die vorgegebene Entsorgungsfirma zu veranlassen.
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9. Fir den Aufgabenbereich der Niederschlagswasserbeseitigung gilt, dass grundsatzlich der
Grundstuckseigentumer fir das Verbringen des auf seinem Grundstiick anfallenden
Niederschlagswassers verpflichtet ist (8151 Abs. 3 Ziffer 1 WG LSA). Der AZV ist dann
verpflichtet, soweit ein gesammeltes Fortleiten aus Griunden des Wohls der
Allgemeinheit erforderlich ist. Die Gebiete, in denen ein gesammeltes Fortleiten
erforderlich ist, um das Wohl der Allgemeinheit nicht zu beeintrdchtigen und
wasserwirtschaftliche Belange zu bericksichtigen, sind ortsweise durch Gutachten
belegt. Diese Gutachten sind beim AZV archiviert.

§ 8 Benutzungszwang

1 Wenn oder soweit ein Grundstiick an eine 6ffentliche Abwasseranlage angeschlossen
ist, ist der Grundsttckseigentiimer verpflichtet, alles anfallende Abwasser - sofern nicht
eine Benutzungsbeschrankung gilt - den 6ffentlichen Abwasseranlagen zuzufihren.

2. Die Gebuhren fur die Inanspruchnahme der zentralen Abwasseranlagen sind in der
Abwasserbeseitigungsabgabensatzung (Geblhrensatzung) geregelt.

§ 9 Ausnahme und Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang

1. Der Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang fir Abwasser kann auf
schriftlichen Antrag entsprochen werden, wenn der Anschluss des Grundstiickes an die
offentliche Kanalisation fur den Grundstiickseigentimer unter Berlcksichtigung der
Erfordernisse des Gemeinwohls unzumutbar ist bzw. auf Dauer kein Abwasser anfallt.
Wird die Befreiung ausgesprochen, besteht fir das Grundstiick hinsichtlich der
Schmutzwasserbeseitigung die Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung der
dezentralen Abwasseranlage.

2. Die Befreiung von Anschluss- und Benutzungszwang kann unter dem Vorbehalt des
Widerrufs und auf bestimmte Zeit ausgesprochen werden.

lll. Grundstiicksanschlisse und Grundstiicksentwasserungsanlagen

§ 10 Grundstucksanschliusse

1. Der Grundstiicksanschluss ist die Verbindungsleitung vom 6ffentlichen Kanal
einschliel3lich des Revisionsschachtes auf dem zu entwéssernden Grundstiick bzw. bis
zur Grundstiicksgrenze, wenn kein Revisionsschacht errichtet werden konnte.

2. Jedes Grundstick muss einen eigenen, unmittelbaren Anschluss an die jeweilige
offentliche Abwasseranlage haben. Die Lage des Grundstiicksanschlusses und die
Anordnung des Revisionsschachtes auf dem zu entwassernden Grundstick bestimmt
der Verband nach Anhérung des Anschlussberechtigten. Wird im Rahmen der Anhérung
keine Ubereinkunft erzielt, legt der AZV den Standort auf dem Grundstiick unter der
MaRgabe von § 10 (4) fest.

Die lichte Weite des Grundstiicksanschlusses legt der AZV fest. Die Nennweite des
Grundstucksanschlusses muss mindestens DN 150 betragen.

3. Der Verband kann ausnahmsweise den Anschluss mehrerer Grundsticke an einen
gemeinsamen Grundstiicksanschluss zulassen. Diese Ausnahme setzt voraus, dass die
beteiligten Grundstickseigentiimer die Verlegung, Unterhaltung und Benutzung der
Grundsticksentwasserungsanlagen auf dem jeweils fremden Grundstick durch
Eintragung ins Grundbuch dinglich sichern lassen. Der Anschluss mehrerer Grundstiicke
an einen gemeinsamen Grundstiicksanschluss, der beim Inkrafttreten dieser Satzung
vorhanden war, hat Bestandsschutz. Dieser entféllt, sobald sich die Bedingungen an
einem Grundsttick andern oder der Grundstiickseigentimer eine Veranderung wunscht.
Die Veranderungen gehen zu Lasten des Grundstiickseigentiimers.

4. Der AZV bestimmt Zahl, Art, Nennweite und die Trassenfuhrung der
Grundsticksanschlisse. Er bestimmt auch, wo und an welchem o6ffentlichen Kanal
anzuschliel3en ist. Begriindete Wiinsche der Grundstickseigentiimer werden dabei nach
Maoglichkeit berticksichtigt.

5. Die Grundstlicksanschlisse werden vom AZV bzw. einem von ihm Beauftragten erstellt,
erneuert, geandert und unterhalten.

6. Der AZV hat den Grundsticksanschluss zu unterhalten und bei Verstopfung zu reinigen.
Die Kosten tragt der Grundstickseigentiimer, wenn die Reinigung und Unterhaltung
durch sein Verschulden erforderlich geworden ist.

7. Jeder Grundstickseigentimer, dessen Grundstick an den offentlichen Kanal



Amtsblatt Nr. 08 13.12.2017 |

10.

11.

12.

angeschlossen oder anzuschliel3en ist, muss die Verlegung von
Grundsticksanschlissen, den Einbau von Schéachten, Schiebern, Messeinrichtungen
und dergleichen und von Sonderbauwerken zulassen, ferner das Anbringen von
Hinweisschildern dulden, soweit diese Malnahmen fir die ordnungsgeméliie
Beseitigung des auf seinem Grundstiick anfallenden Abwassers erforderlich sind.

Der Grundstiickseigentiimer ist verpflichtet, den Teil des Grundstiicksanschlusses, der
auf seinem Grundsttick liegt, vor Beschadigung, insbesondere vor Einwirkung Dritter, vor
Baumwurzeln und Grundwasser zu schitzen. Er hat dem AZV jeden Schaden am
Grundstiicksanschluss unverziiglich anzuzeigen.

Bei Leerstand oder Abriss von Geb&duden ist der Grundstiucksanschluss durch den
Eigentiimer zu kennzeichnen und vor Beschadigung zu sichern.

Erfolgt beim Neubau eines Gebaudes auf einem erschlossenen Grundstiick kein
Nachweis Uber einen vorhandenen Grundsticksanschluss und wird ein neuer Anschluss
bendtigt, dann errichtet der AZV einen neuen Grundstiicksanschluss zu Lasten des
Grundstuickseigentumers.

Passt der vorhandene Grundstiicksanschluss nicht in das neue Nutzungskonzept des
Grundstiickseigentimers, verlegt der AZV einen neuen oder zusétzlichen Anschluss zu
Lasten des Grundstiickseigentiimers.

Dem Grundstlickseigentimer ist es untersagt, den Grundstiicksanschluss ohne
Zustimmung des AZV zu verandern oder verandern zu lassen.

Die Herstellung  eines  einzelnen  Grundstiicksanschlusses  einschlief3lich
Revisionsschacht an die vorhandene 6ffentliche Abwasseranlage im Zusammenhang mit
einer Luckenbebauung erfolgt zu Lasten des Grundstiickseigentiimers. Die Regelungen
aus 8 10 Absatz 1 gelten sinngemali.

§ 11 Grundstlicksentwasserungsanlage

1.

wn

Jedes Grundstuck, das an einen o6ffentlichen Kanal angeschlossen wird, ist vorher vom
Grundstuckseigentimer mit einer Grundsticksentwasserungsanlage zu versehen, die
nach den anerkannten Regeln der Technik, insbesondere durch Einhaltung der
Vorschriften aus der DIN 1986-100, DIN EN 752 und DIN EN 12056 herzustellen, zu
betreiben, zu unterhalten und zu &ndern ist. Die Kosten tragt der
Grundstiickseigentimer.

Die Herstellung und Verfillung von Rohrgraben hat nach DIN EN 1610 zu erfolgen.

Die Grundstiicksentwéasserungsanlage darf erst nach protokollierter Abnahme durch den
AZV in Betrieb genommen werden. Der Abnahmeschein befreit den
Grundstlickseigentimer nicht von seiner Haftung fir den ordnungsgemafen Zustand
der Grundstiicksentwasserungsanlage.

Die Grundsticksentwéasserungsanlage ist stets in einem einwandfreien und
betriebsfahigen Zustand zu erhalten. Werden Méangel festgestellt, so kann der AZV
fordern, dass die Grundstlicksentwasserungsanlage auf Kosten des
Grundstiickseigentimers in den vorschriftsmafiigen Zustand gebracht wird. Wer eine
Grundstiicksentwasserungsanlage betreibt, die nicht vom AZV abgenommen und
protokolliert wurde (Abnahmeprotokoll), ist verpflichtet, dies dem AZV unverziiglich
schriftlich anzuzeigen. Wer dieses unterlasst, handelt ordnungswidrig.

Entsprechen vorhandene Grundstlicksentwasserungsanlagen einschlie3lich etwaiger
Grundstucksklaranlagen und/oder Vorbehandlungsanlagen nicht oder nicht mehr den
jeweils geltenden Bestimmungen im Sinne des Abs. 1, so hat sie der
Grundstuckseigentimer auf Verlangen des Verbandes auf eigene Kosten entsprechend
anzupassen. Fir die Anpassung ist dem Grundstickseigentimer eine angemessene
Frist einzurdumen. Der Grundstickseigentimer ist zur Anpassung auch dann
verpflichtet, wenn Anderungen an der offentlichen Abwasseranlage das erforderlich
machen. Die Anpassungsmalinahmen bedirfen der Genehmigung durch den Verband.
Die 88 6 und 7 sind entsprechend anzuwenden.

Am Ende des Grundstiicksanschlusses kann der AZV in begrindeten Féllen verlangen,
dass zusatzlich zum Revisionsschacht des AZV ein Messschacht zu erstellen ist.
Besteht zum offentlichen Kanal kein natlUrliches Gefélle, so kann der AZV vom
Grundstuckseigentiimer den Einbau und Betrieb einer Hebeanlage auf Kosten des
Grundstickseigentumers zur ordnungsgemafllen Entwéasserung des Grundstiicks
verlangen (siehe auch § 4 Abs. 5 Ziffer 1).
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Ruckstauebene ist die Stral3enoberflache vor dem anzuschlieRenden Grundstiick. Unter
der Rickstauebene liegende Raume, Schachte, Schmutz- und Regenwasserablaufe
usw. missen gemdafR DIN 1986-100 gegen Riuickstau abgesichert sein. Die
Absperrvorrichtungen haben den einschlagigen technischen Regeln zu entsprechen. Fur
Schaden durch Rickstau haftet der AZV nicht (siehe auch § 4 Abs. 4).

Wo die Absperrvorrichtungen nicht dauernd geschlossen sein kdénnen oder die
angrenzenden Raume unbedingt gegen Rickstau geschitzt werden missen, z.B.
Wohnungen, gewerbliche Raume, Lagerrdume fir Lebensmittel oder andere wertvolle
Glter, ist das Schmutzwasser mit einer automatisch arbeitenden Abwasserhebeanlage
bis Uber die Rickstauebene zu heben und dann in die 6ffentliche Abwasseranlage zu
leiten oder der Einbau einer elektrischen Rickstausicherung gem. DIN 19578
vorzunehmen.

Far die Errichtung von Grundsticksentwasserungsanlagen in
Trinkwasserschutzgebieten sind die besonderen Bedingungen zu beachten.

Die Grundstucksentwéasserungsanlagen sind mit einer Grundstucksklaranlage
(Vorbehandlungsanlage) zu versehen, wenn das Abwasser nicht der zentralen
Klaranlage zugefiihrt wird. Die Grundstucksklaranlage ist auf dem anzuschlie3enden
Grundstuck zu erstellen; sie ist Bestandteil der Grundstucksentwéasserungsanlage und
durch den Grundstiickseigentimer zu betreiben und zu unterhalten.

Die Kosten zur Herstellung, Betreibung und Unterhaltung tragt der
Grundstiickseigentimer.

§ 12 Herstellung und Prifung der Grundsticksentwéasserungsanlagen

1.

Der Grundstiickseigentimer hat dem AZV den Beginn des Herstellens, des Anderns,
des Ausfihrens grol3erer Unterhaltungsarbeiten oder des Beseitigens vorher schriftlich
anzuzeigen und ggf. den Auftragnehmer zu benennen (siehe auch 83 17 und 18). Muss
wegen Gefahr im Verzug mit den Arbeiten sofort begonnen werden, so ist der Beginn
unverzuglich anzuzeigen.

Vor der Abnahme durch den AZV darf die Grundstiicksentwasserungsanlage nicht in
Betrieb genommen werden. Die Abnahme der Grundstiicksentwasserungsanlage befreit
den Bauherrn, den Planverfasser, den Bauleiter und den ausfiihrenden Unternehmer
nicht von ihrer Verantwortlichkeit fur die vorschriftsmaRige fehlerfreie Ausfiihrung der
Arbeiten.

§ 13 Uberwachung der Grundstiicksentwésserungsanlage

1.
2.

Der AZV ist berechtigt, die Grundstiicksentwasserungsanlagen zu Uberprfen.

Dem Verband oder seinen Beauftragten ist zur Prifung der
Grundsticksentwasserungsanlage oder zur Beseitigung von Stérungen sofort und
ungehindert Zutritt zu dieser Anlage, zu den Abwasservorbehandlungsanlagen und zu
den Abwasseranfallstellen zu gewahren. Sie sind berechtigt, notwendige MalBhahmen
anzuordnen, insbesondere das eingeleitete oder einzuleitende Abwasser zu Uberprifen
und Proben zu entnehmen.

Alle Teile der Grundsticksentwasserungsanlage, insbesondere Grundsticks-
/Kleinklaranlagen und Vorbehandlungsanlagen, Revisionsschachte und
Ruckstauverschlisse mussen zuganglich sein.

Der Grundstuckseigentimer ist  verpflichtet, alle zur Prufung der
Grundstucksentwéasserungsanlage geforderten Auskiinfte zu erteilen.

Die Beauftragten haben sich auf Verlangen durch einen vom AZV ausgestellten
Dienstausweis oder einer Vollmacht auszuweisen.

Die Grundstiickseigentimer werden von der bevorstehenden Uberprifung verstandigt,
sofern nicht Gefahr im Verzug ist.

Der AZV kann jederzeit verlangen, dass die vom Grundstickseigentimer zu
unterhaltenden Grundstiicksentwasserungsanlagen sich stets in einem Zustand zu
befinden haben, der Stérungen anderer Einleiter und Beeintrachtigungen des
offentlichen Kanals ausschlief3t.

§ 14 Betrieb der Vorbehandlungs- und Grundstiucksentwasserungsanlagen

1.

Der Grundstuckseigentiumer ist verpflichtet, die Vorbehandlungsanlagen so zu
betreiben, zu Uberwachen und zu unterhalten, dass die Schadlichkeit des Abwassers
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unter Beachtung und Anwendung der allgemein anerkannten Regeln der
Abwassertechnik so gering wie maéglich gehalten wird.

Die Einleitbedingungen gemaf Anlage 2 Abs.3 gelten fir das behandelte Abwasser, wie
es aus den Vorbehandlungsanlagen ohne nachtragliche Verdinnung abflief3t
(Anfallstelle). Soweit erforderlich, sind Probeentnahmemdglichkeiten einzubauen.

Die in Vorbehandlungsanlagen anfallenden Leichtstoffe, Feststoffe oder Schlamme sind
rechtzeitig und regelmafiig zu entnehmen und ordnungsgeman zu beseitigen.

Anlagen mit unzulénglicher Vorbehandlungsleistung sind unverziglich zu &ndern.

Der AZV kann verlangen, dass eine Person bestimmt und dem AZV schriftlich benannt
wird, die fiir die Bedienung der Vorbehandlungsanlagen verantwortlich ist.

Der Betreiber solcher Anlagen hat durch Eigenkontrolle zu gewahrleisten, dass die
Einleitungsbedingungen gemaR Anlage 2 Abs. 3 fir vorbehandeltes Abwasser
eingehalten werden und die in dieser Satzung von der Einleitung ausgenommenen
Stoffe nicht in die 6ffentliche Abwasseranlage gelangen. Uber die Eigenkontrollen ist ein
Betriebstagebuch zu fihren, das dem AZV auf Verlangen vorzulegen ist.

Werden bei der Uberpriifung der Grundsticksentwasserungs- bzw.
Vorbehandlungsanlagen Uberschreitungen der vorgegebenen Einleitungsbedingungen
festgestellt, werden daflr zusatzliche Gebihren erhoben. Zusétzlich erfolgen
kostenpflichtige Kontrollen bis die Uberschreitung weggefallen ist.

Fur Indirekteinleiter (Gewerbebetriebe) besteht die Meldepflicht vor der Inbetriebnahme
der Vorbehandlungs- und Grundstiicksentwéasserungsanlagen. Diese Meldepflicht ist
unabhangig vom Entwéasserungsantrag. Einzelheiten regelt die
Indirekteinleiterverordnung (IndEinlVO) des Landes Sachsen-Anhalt vom 7. Marz 2007.

IV. Besondere Vorschriften fur die dezentrale Abwasseranlage

815

Benutzungszwang und Regelungen zu Gr6Be und Anlage der

Grundstlicksentwasserungsanlage

1. Jeder Eigentimer eines im Verbandsgebiet des AZV liegenden Grundstiicks ist
verpflichtet, den gesamten auf seinem Grundstiick anfallenden Fékalschlamm aus
Grundstucks- / Kleinklaranlagen und mechanisch wirkenden Vorklareinrichtungen
unter Einhaltung der Bestimmungen der wasserrechtlichen Erlaubnis der Unteren
Wasserbehorde des Landkreises, und das gesamte anfallende Fakalabwasser aus
abflusslosen Sammelgruben dem AZV zu tUbergeben (Benutzungszwang).

2. Fur Klarschlamm, der gemaf3 wasserrechtlicher Erlaubnis in der Kleinklaranlage einer
weiteren Behandlung unterzogen wird (Rotteverfahren, Kompostierung) ist dem AzZV
nur der Nachweis Uber den Verbleib des aufbereiteten Klarschlamms zu tUbergeben.

3. Die Grundstiicksentwéasserungsanlagen (abflusslose Sammelgruben,
Kleinklaranlagen, Vorbehandlungsanlagen) sind vom Grundstiickseigentiimer geman
DIN 1986, DIN 4261 und
EN 12566 (,Kleinklaranlagen, Anwendung, Bemessung, Ausfuhrung und Betrieb®) zu
errichten und zu betreiben.

4. Die GroBRe der abflusslosen Sammelgruben richtet sich nach der Anzahl der
Einwohner auf dem Grundstick zum Zeitpunkt der Errichtung und dem Abfuhrplan
des AZV. Sie sind so zu errichten, dass sie dauerhaft dicht sind. Der AZV kann
Dichtigkeitsprufungen verlangen. Die Undichtigkeit wird unterstellt, wenn die Differenz
zwischen entnommener Trinkwassermenge und abgefahrener Fakalabwassermenge
groRer 30 v. H. ist. In diesem Fall wird die Abwasserabgabe fir Kleineinleiter
festgesetzt und erhoben.

5. Die Grundsticksentwésserungsanlagen sind so anzulegen, dass das
Entsorgungsfahrzeug ganzjahrig ungehindert an- und abfahren und die
Grundsticksentwasserungsanlage ohne weiteres entleert werden kann. Die
Entnahmedffnung fir den Fakalschlamm bzw. das Fékalabwasser muss frei
zuganglich sein und eine Mindestgrofie von 300 mm haben.

6. Fir die Uberwachung gilt § 13 sinngemaR.

8§16 Regelungen zur Uberwachung und Selbstiiberwachung und Wartung von
Kleinklaranlagen
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1. Der AZV bzw. von ihm Beauftragte sind berechtigt, die Grundstiicke zum Zweck der

Durchfuihrung von Sicht- und Funktionskontrollen der betroffenen dezentralen
Abwasserbeseitigungsanlage zu betreten.

2. Jeder Grundstickseigentiimer ist zur Vorlage der Genehmigungs-, Bau- und

Betriebsunterlagen der betroffenen dezentralen Abwasserbeseitigungsanlage
einschlieB3lich der bauaufsichtlichen Zulassung und der wasserrechtlichen Gestattung
binnen eines Monats nach Fertigstellung der dezentralen Anlage verpflichtet.

3. Jeder Grundstiickseigentiimer ist zur jahrlichen Vorlage des Betriebstagebuches fir

die betroffene dezentrale Abwasserbeseitigungsanlage bis zum 31.1 des Folgejahres
verpflichtet.

4. Jeder Grundstuickseigentimer ist verpflichtet, dem AZV jahrlich die

Wartungsprotokolle der betroffenen dezentralen Abwasserbeseitigungsanlage
innerhalb eines Monats nach erfolgter Wartung zu Ubergeben. Bei festgestellten
Méangeln ist der Grundsttickseigentiimer verpflichtet dem AZV die Nachweise von
Méangelbeseitigungen an den betroffenen dezentralen Abwasserbeseitigungsanlagen
binnen eines Monats vorzulegen.

5. Jeder Grundstuckseigentumer ist auf Anforderung zur Vorlage der Nachweise der

ordnungsgemaéafien Schlammentsorgung aus der betroffenen dezentralen
Abwasserbeseitigungsanlage verpflichtet.

6. Die Kosten fiir die Uberwachung der Selbstiiberwachung sind in der Satzung uber die

Erhebung von Kosten fir Verwaltungs- und andere Tatigkeiten geregelt.

Entleerung von abflusslosen Sammelgruben, Kleinklaranlagen und

Vorbehandlungsanlagen

1.

Die Abfuhr des Fakalschlamms aus Kleinklaranlagen und des Fakalabwassers aus
abflusslosen Sammelgruben erfolgt nach Bedarf. Fakalschlamm wird in der Regel
einmal pro Jahr abgefahren. Die Abfuhr richtet sich nach dem jeweils gultigen
Abfuhrplan, der rechtzeitig vom AZV bekannt gegeben wird. Auf anderen rechtlichen
Grundlagen beruhende weitergehende Verpflichtungen bleiben unberihrt.
Abweichungen von den vorgegebenen Regelungen sind in technisch begrindeten
Fallen in Abstimmung mit dem AZV mdglich.

Der Grundstlickseigentiimer hat die Fakalschlammentsorgung einer Kleinklaranlage
unter Bertlicksichtigung der Herstellerhinweise rechtzeitig beim AZV oder bei den vom
AZV beauftragten Unternehmen zu beantragen. Der Antrag kann mundlich oder
schriftlich gestellt werden.

Auch ohne vorherigen Antrag und auferhalb des Abfuhrplanes kann der AZV die
Kleinklaranlagen oder abflusslose Sammelgruben entschlammen bzw. entleeren, wenn
besondere Griinde des Gemeinwohls dieses erfordern und die Voraussetzungen fir die
Entschlammung bzw. Entleerung vorliegen und ein Antrag auf Entschlammung bzw.
Entleerung unterbleibt.

Zum Abfuhrtermin hat der Grundstiickseigentiimer die Kleinklaranlage oder abflusslosen
Sammelgrube freizulegen und die Zufahrt zu gewahrleisten.

Die Kleinklaranlage oder abflusslose Sammelgrube ist nach der Entschlammung bzw.
Entleerung unter Beachtung der Betriebsanleitung, der DIN-Vorschriften und der
wasserrechtlichen Erlaubnis wieder in Betrieb zu nehmen, d. h., die Kleinklaranlagen
sind von den Beauftragten des AZV nach der Entleerung wieder anfillen zu lassen.

Der Fakalschlamm oder das Fakalabwasser ist dem AZV zu Uberlassen. Sie gehen mit
der Ubernahme in das Eigentum des AZV Uber. Der AZV ist nicht verpflichtet, darin
nach verlorenen Gegenstdnden zu suchen oder suchen zu lassen. Werden
Wertgegenstande gefunden, sind sie als Fundsachen zu behandein.

Die Gebuhren fur die dezentrale Abwasserbeseitigung sind in der Satzung Uber die
Erhebung von Gebuhren fur die Abwasserbeseitigung des Abwasserzweckverbandes
Merseburg (Gebiuhrensatzung) geregelt.

V. Verfahrensbestimmungen, Haftung
§ 18 Antrag auf Anschluss und Benutzung

1.

Der Anschluss an die zentralen 6ffentlichen Abwasseranlagen oder wesentliche
Veranderungen an den Grundstiicksentwasserungsanlagen (aul3er bei Grundstiicken
nach § 17 Abs. 3) ohne genehmigten Entwasserungsantrag ist/sind verboten.
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2. Dem Entwasserungsantrag sind aussagefahige Unterlagen beizufiigen. Die
erforderlichen Unterlagen ergeben sich aus Anlage 1, dabei gelten die Vorschriften des
Baurechts sinngemdaR. Der AZV gibt die zur Anfertigung der Plane erforderlichen
Angaben (Hohenlage des StraBenkanals, Lage der Anschlussstelle und
Hohenfestpunkte) auf Anfrage bekannt.

3. Fir Grundstiicke an Strale und Wegen, in denen der AZV die zentrale offentliche
Abwasseranlage herstellt, ertibrigt sich die Antragstellung.

4. Nach Begleichung der offenen Forderungen des AZV und auf schriftlichen Antrag des
Grundstickseigentimers wird das Benutzungsrecht fur die zentralen Abwasseranlagen
wiederhergestellt.

§ 19 Genehmigung

1. Mit Arbeiten an neu herzustellenden Grundstiicksentwasserungsanlagen darf erst
begonnen werden, wenn diese schriftlich genehmigt sind (Entwasserungsgenehmigung).
Mussen wahrend der Bauausfihrung Anderungen vorgenommen werden, sind diese
dem AZV unverziglich schriftlich anzuzeigen und eine schriftliche Genehmigung daftr
einzuholen. Die Genehmigung erlischt nach Ablauf von zwei Jahren seit Zustellung,
wenn mit den Ausfihrungsarbeiten nicht begonnen oder begonnene Arbeiten langer als
ein Jahr eingestellt worden sind. Bei vortubergehenden oder vorlaufigen Anschlissen
wird die Genehmigung widerruflich oder befristet schriftlich erteilt.

2. Die Entwéasserungsgenehmigung wirkt auch fir und gegen den Rechtsnachfolger.

3. Die Entwasserungsgenehmigung gilt bei Neu- bzw. Umbau von genehmigungspflichtigen
Vorhaben nur im Zusammenhang mit dem genehmigten Bauantrag.

4. Wird lediglich die Grundstiicksentwasserungsanlage erneuert, so gilt 8§ 18 Abs.3 nicht.

§ 20 Untersuchung des Abwassers

1. Der AZV ist berechtigt, auf den an die 6ffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen
Grundstiicken Abwasserproben zur Uberpriifung zu nehmen und Abwasser zu
untersuchen.

Werden verbotene Substanzen oder Uberschreitungen der vereinbarten
Einleitbedingungen festgestellt, trdgt die Kosten der Untersuchung der
Grundstiickseigentimer.

2. Der Betrieb von Abwasserbehandlungsanlagen und —vorbehandlungsanlagen und die
Einleitung von Abwasser unterliegen der Kontrolle und Uberwachung des AZV. Zur
Uberwachung fuhrt der AZV Abwasseruntersuchungen sowie Anlagen- und
Betriebskontrollen durch.

Die Uberwachung wird auf Kosten der Einleiter des Abwassers durchgefiihrt.
Der AZV bestimmt die Stellen fiir die Enthnahme von Abwasserproben, die Anzahl der
Proben, die Entnahmehéaufigkeit und die zu messenden Parameter.

3.  Wird gewerbliches und Industrieabwasser und Abwasser, das in seiner Beschaffenheit
erheblich von hauslichem Abwasser abweicht, den o6ffentlichen Abwasseranlagen
zugefuihrt, kann der AZV den Einbau und den Betrieb von Uberwachungseinrichtungen
verlangen.

4. Die in § 19 Abs. 3 genannten Einleiter haben auf eigene Kosten durch geeignete
Selbstiberwachung die Einhaltung der Mindestanforderungen oder die in der
Entwasserungsgenehmigung festgelegten Grenzwerte nachzuweisen.

5. Fur Grundsticke mit Abwasserbehandlungsanlagen und fir Grundstiicke, auf denen
nichthausliches Abwasser anfallt, sind Verantwortliche zu benennen und dem AZzZV
mitzuteilen.

VI. Schlussvorschriften

§ 21 MaBRnahmen an 6ffentlichen Abwasseranlagen

1. In die Grundsticksentwasserungsanlage dirfen nur die in Anlage 2 Abs. 3 aufgeflihrten
Stoffe eingeleitet werden.

2. Einrichtungen offentlicher Abwasseranlagen dirfen nur von Beauftragten des AZV oder
mit Zustimmung des AZV betreten werden. Eingriffe an offentlichen Abwasseranlagen
sind unzuléssig.
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§ 22 Anzeigepflichten

1. Entfallen fUr ein Grundstiick die Voraussetzungen des Anschlusszwanges (8 5 Abs.1),
so hat der Grundstiickseigentimer dies unverziglich dem AZV mitzuteilen.

2. Gelangen gefahrliche oder schéadliche Stoffe in die Offentliche Abwasseranlage, so ist
der AZV vom Verursacher oder der feststellenden Person unverziglich zu unterrichten.

3. Der  Grundstickseigentimer hat Betriebsstérungen oder Mangel am
Grundstucksanschluss unverziiglich dem AZV mitzuteilen.

4. Wechselt das Eigentum an einem Grundstick, so hat der bisherige Eigentimer die
Rechtsanderung unverziglich dem AZV schriftlich mitzuteilen. In gleicher Weise ist auch
der neue Eigentimer verpflichtet.

5. Wenn Art und Menge des Abwassers sich erheblich &andern (z.B. bei
Produktionsumstellungen), so hat der Grundstickseigentimer dies unverziglich dem
AZV mitzuteilen.

6. Der Grundstiickseigentimer hat den Abbruch eines angeschlossenen Geb&audes oder
eine Veranderung, die den Grundstiicksanschluss betrifft, dem AZV einen Monat vorher
schriftich  mitzuteilen.  Samtliche hiermit verbundenen Kosten tragt der
Grundstuickseigentimer.

7. Der Grundstiickseigentimer hat die Herstellung, Veréanderung und den Betrieb der
Grundstiicksentwasserungsanlage beim AZV anzuzeigen und die Abnahme
protokollieren zu lassen.

§ 23 Altanlagen

1. Anlagen, die vor dem Anschluss an eine 6ffentliche Abwasseranlage der Beseitigung des
auf dem Grundstuck anfallenden Abwassers dienten und die nicht als Bestandteil der
angeschlossenen  Grundsticksentwasserungsanlage genehmigt sind, hat der
Grundstlckseigentimer innerhalb von drei Monaten auf seine Kosten so herzurichten,
dass sie fur die Aufnahme oder Ableitung von Abwasser nicht mehr benutzt werden
konnen oder zu beseitigen.

2. Ist ein Grundstick nicht mehr zu entwéassern, hat der Grundstiickseigentimer den
Anschluss auf seine Kosten zu verschlieBen. Kommt er dieser Verpflichtung nicht nach,
schliel3t der AZV den Anschluss auf Kosten des Grundstiickseigentimers.

3. Wird ein Grundstick vom Anschluss- und Benutzungszwang fir die
Niederschlagswasserbeseitigung befreit, ist ein vorhandener Anschluss an die o6ffentliche
Abwasseranlage, auch der von vorhandenen  Riuckhalteanlagen, vom
Grundstuckseigentimer zu beseitigen. Abs. 2 Satz 2 gilt sinngemal.

8 24 Vorhaben des Bundes und des Landes
Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch fur Vorhaben des Bundes und des Landes,
soweit gesetzliche Regelungen dem nicht entgegenstehen.

§ 25 Befreiungen

1. Der Verband kann von den Bestimmungen in § 5 ff. — soweit sie keine Ausnahmen
vorsehen- Befreiung erteilen, wenn die Durchfiihrung dieser Bestimmungen im Einzelfall
zu einer offenbar nicht beabsichtigten Harte fihren wirde und die Befreiung mit den
Offentlichen Belangen vereinbar ist.

2. Die Befreiung kann unter Bedingungen und Auflagen sowie befristet erteilt werden. Sie
steht unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs.

§ 26 Haftung

1. Fur Schéaden, die durch satzungswidrige Benutzung oder satzungswidriges Handeln
entstehen, haftet der Verursacher bzw. der Grundstickseigentimer. Dies gilt
insbesondere, wenn entgegen dieser Satzung schadliche Abwasser oder sonstige
Stoffe in die 6ffentliche Abwasseranlage eingeleitet werden.

2.  Wer offentliche Abwasseranlagen betritt oder Eingriffe an ihnen vornimmt, haftet fir
dabei entstehende Schéaden.

3. Der Grundstuckseigentimer haftet auerdem fur alle Schaden und Nachteile, die dem
AZV durch den mangelhaften Zustand der Grundsticksentwasserungsanlage, ihr
vorschriftswidriges Benutzen und ihr nicht sachgemél3es Bedienen entstehen.

4. Mehrere Storer haften als Gesamtschuldner.
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5.

Wer durch Nichtbeachtung der Einleitungsbedingungen dieser Satzung (Anlage 2) die
Erhéhung der Abwasserabgabe verursacht, hat der Verursacher dem AZV die
Mehrkosten der Abwasserabgabe zu erstatten.

Bei Uberschwemmungsschaden als Folge von

a) Ruckstau in der offentlichen Abwasseranlage, z.B. bei Hochwasser, Wolkenbriichen,
Frostschaden oder Schneeschmelze;

b) Betriebsstorungen, z.B. bei Ausfall eines Pumpwerkes;

c) Behinderungen des Abwasserabflusses, z.B. bei Kanalbruch oder Verstopfung;

d) zeitweiliger Stilllegung der 6ffentlichen Abwasseranlage, z.B. bei Reinigungsarbeiten
im  StralRenkanal oder Ausfuhrung von  Anschlussarbeiten hat der
Grundstuickseigentimer einen Anspruch auf Schadenersatz nur, insoweit die
eingetretenen Schaden vom AZV schuldhaft verursacht worden sind.

Wenn bei der dezentralen Abwasserbeseitigung trotz erfolgter Anmeldung zur Entleerung

oder Fakalschlammabfuhr infolge hoherer Gewalt, Streik, Betriebsstorungen oder

betriebsnotwendiger anderer Arbeiten die Entleerung oder F&kalschlammabfuhr erst
verspatet durchgefuihrt werden kann oder eingeschrankt bzw. unterbrochen werden
muss, hat der Grundsttuckseigentiimer keinen Anspruch auf Schadenersatz.

§ 27 Zwangsmittel

1.

Fur den Fall, dass die Vorschriften dieser Satzung nicht befolgt werden oder gegen sie
verstofR3en wird, kann nach dem 8§ 56 des Gesetzes uber die 6ffentliche Sicherheit und
Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt (SOG LSA) in Verbindung mit § 71
Verwaltungsvollstreckungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (VWVG LSA) ein
Zwangsgeld von mindestens 5,00 Euro und hodchstens 500.000,00 Euro schriftlich
festgesetzt werden. Dieses Zwangsmittel kann wiederholt werden, bis die festgestellten
Mangel beseitigt sind.

Die zu erzwingende Haltung kann nach vorheriger Androhung im Wege der
Ersatzvornahme auf Kosten des Pflichtigen durchgesetzt werden.

Das Zwangsgeld wund die Kosten der Ersatzvornahme  werden im
Verwaltungszwangsverfahren eingezogen.

§ 28 Ordnungswidrigkeiten

1.

Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Abs. 6 des Kommunalverfassungsgesetzes fir das
Land Sachsen-Anhalt (KVG LSA) handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig entgegen

a) 8 3 Abs. 2 die Einleitung von sonstigem Wasser nicht beantragt oder nicht die
vorgegebene Einleitstelle benutzt,

b) & 3 Abs. 5 die Durchleitung nicht zulasst,

c) 84 Abs. 2 den Entwasserungsantrag nicht rechtzeitig stellt,

d) 8§ 4 Abs. 5 den Revisions- und Vakuumschacht auf seinem Grundstiick nicht
errichten lasst,

e) 8 7 sein Grundstick nicht oder nicht rechtzeitig an die 6ffentlichen
Abwasseranlagen anschlief3en lasst,

f) 8 8 das auf dem Grundstiick anfallende Abwasser nicht in die 6ffentlichen
Abwasseranlagen ableitet,

g) 8 11 Abs. 1 bis 5 die Grundstiicksentwasserungsanlage nicht ordnungsgemar
herstellt und/oder betreibt

h) 8§ 12 die Anlage anders als im genehmigten Entwasserungsantrag ausfuhrt,

i) die Grundsticksentwasserungsanlage oder auch Teile hiervon vor der Abnahme
in Betrieb oder Rohrgraben vor der Abnahme verftillt,

i) 8 13 den Beauftragten des AZV nicht ungehindert Zutritt zu allen Teilen der
Grundstucksentwasserungsanlage gewahrt,

k) 8 14 die Grundsticksentwasserungsanlage seines Grundstiicks nicht
ordnungsgemal betreibt,

l) 8815 und 17 die dezentrale Abwasserbeseitigungsanlage nicht benutzt,

m) 8§ 18 den Anschluss seines Grundstiicks an die o6ffentlichen Abwasseranlagen
oder die Anderung der Entwasserungsgenehmigung nicht beantragt,

n) 8 21 die offentliche Abwasseranlage benutzt oder betritt oder sonstige
MaRnahmen an ihr vornimmt,

0) 8§ 22 seine Anzeigepflichten nicht oder nicht unverziglich erfillt,

p) Anlage 2 die Einleitbedingungen nicht einhélt.
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2. Die Ordnungswidrigkeit kann gemaf § 8 Abs. 6 KVG LSA mit einer Geldbuf3e von 5,00 €
bis zu 5.000,00 € geahndet werden.

3. Bei Abgabenhinterziehung, leichtfertiger Abgabenverkiirzung und Abgabengefahrdung
gelten die 88 15 und 16 des KAG LSA.

§ 29 Beitrage und Gebihren

1. Fur die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der zentralen
offentlichen Abwasseranlagen werden Beitrdge und fir die Benutzung der zentralen und
dezentralen o6ffentlichen Abwasseranlagen werden Benutzungsgebiihren nach
besonderen Rechtsvorschriften erhoben.

2. Fdur die Tieferlegung des Revisionsschachtes erhebt der AZV Kostenerstattungen vom
Grundstiickseigentumer (vgl. 8 4 Abs. 5 dieser Satzung).

3. Kostenerstattungen werden ebenfalls bei der Inanspruchnahme der Regelungen aus § 4
Abs. 7, 8 6 Abs. 2, 8 10 Abs. 3, 9, 10 und 12, § 11 Abs. 4, § 14 Abs. 7 und 8 22 Abs. 2
und 3 erhoben. Die Kosten richten sich nach den einschlagigen Satzungen des AZV.

4. Fir die Genehmigung von Entwéasserungsantragen sowie die Wiederherstellung des
Benutzungsrechts werden Verwaltungskosten nach der Verwaltungskostensatzung im
eigenen Wirkungskreis erhoben.

§ 30 Ubergangsregelung
. Die vor Inkrafttreten dieser Satzung eingeleiteten Genehmigungsverfahren werden nach
den Vorschriften dieser Satzung weitergefiihrt.

2. Soweit mit dem Inkrafttreten dieser Satzung die Anschlussvoraussetzungen gegeben
sind und das Grundsttick noch nicht an eine 6ffentliche Abwasseranlage angeschlossen
ist, ist der Entwasserungsantrag gemaf 8 17 dieser Satzung spatestens 2 Monate nach
ihrem Inkrafttreten einzureichen.

§ 31 Hinweise

Die deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, Abwasser- und Schlammuntersuchung i.d.F.
der 26. Lieferung 1992 (Verlag: Chemie GmbH Weinheim) und die DIN EN- Normblatter
(erschienen in der Beuth-Vertrieb GmbH, Berlin und Kdln), sowie das Gutachten zum
Anschluss- und Benutzungszwang bei der Niederschlagswasserbeseitigung, auf die in dieser
Satzung Bezug genommen wird, sind beim AZV archiviert.

§ 32 Inkrafttreten

Die Satzung wird im Amtsblatt des Abwasserzweckverbandes Merseburg bekannt gemacht
und tritt am 01.01.2018 in Kraft.

Gleichzeitig treten die Abwasserbeseitigungssatzung vom 29.09.2011 und deren
Anderungssatzungen aufRer Kraft.

Anlagen 1 und 2

Schkopau, den 13.12.2017

gez. Uta Sonnenkalb -Siegel-
Verbandsgeschaftsfihrerin

Anlage 1
Entwasserungsantrag
Fur den Entwasserungsantrag ist das vom AZV vorgegebene Formblatt vollstandig
auszufillen und mit den geforderten Anlagen zu versehen.
Das Formblatt ist beim AZV abzufordern oder von der Internetseite des AZV
www.azv-merseburg.de/Antrédge herunter zu laden.

Anlage 2
Einleitbedingungen
(1) Wenn eine Einleitung nach der Indirekteinleiterverordnung genehmigt wird, treten die in
dieser Genehmigung bestimmten Werte an die Stelle der in den nachfolgenden
Absatzen festgelegten Einleitungsbedingungen, sofern diese Werte nicht die


http://www.azv-merseburg.de/Anträge
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Obergrenzen der Einleitwerte dieser Satzung Uberschreiten. Eine auf Grund der
Indirekteinleiterverordnung  erteilte  Einleitungsgenehmigung ersetzt  flr ihren
Geltungsumfang die Entwasserungsgenehmigung nach dieser Satzung nicht.

(2) Alle Abwasser durfen grundsatzlich nur Uber die Grundsticksentwasserungsanlage
eingeleitet werden.

(3) In den nach dem Trennverfahren entwasserten Gebieten darf Schmutzwasser nur in
den Schmutzwasserkanal und Niederschlagswasser nur in den
Niederschlagswasserkanal eingeleitet werden. Fiur die Einleitung von Grund-,
Dranage- oder unbelastetes Kuhlwasser gelten die in der Genehmigung festgelegten
Bedingungen.

(4) In die offentlichen Abwasseranlagen durfen solche Stoffe nicht eingeleitet werden, die

die Kanalisation verstopfen oder zu Ablagerungen fihren,

giftige, Ubelriechende oder explosive Dampfe oder Gase bilden,

Bau- und Werkstoffe in starkerem Mal3e angreifen,

die Abwasserreinigung oder die Schlammbeseitigung erschweren,

wegen der Besorgnis einer Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungsfahigkeit oder einer

Krebserzeugenden Frucht schadigenden oder Erbgut verdndernden Wirkung als

gefahrlich zu bewerten sind,

6. durch die Abwasserbeseitigungsanlage nicht beseitigt werden kénnen und
pflanzen-, tier-, luft- oder gewasserschadigend sind,
7. das in offentlichen Abwasseranlagen tatige Personal gesundheitlich beeintrachtigen.

Hierzu gehdren insbesondere folgende Stoffe:

(@) Schutt, Asche, Glas, Sand, Miill, Kichenabfalle, Treber, Hefe, Borsten,

Lederreste;

(b) Fasern, Kunststoffe, Textilien, grobes Papier, Kehricht, Kaffeesatz, Katzenstreu,
Silagesickersaft, Latizes, Abfalle aus Tierkdrperverwertung, Schlamm u.a.
(diese Stoffe durfen auch in zerkleinertem Zustand nicht eingeleitet werden);

(c) Kunstharz, Lacke, Latexreste, Zement, Kalkhydrat, Gips, Mortel, flissige und
spéater
erhartende Abfalle sowie Bitumen und Teer und deren Emulsionen;

(d) Jauche, Gulle, Mist, Silagesickersaft, Blut, Futterreste aus der Tierhaltung;

(e) Kaltreiniger, die chlorierten Kohlenwasserstoffe enthalten oder die die

Olabscheidung
verhindern;

(f) Benzin, Heizol, Schmierdl, tierische und pflanzliche Ole und Fette einschlieBlich
des durch diese Stoffe verunreinigten Waschwassers, soweit nicht in
Leichtflussigkeitsabscheidern vorbehandelt;

(g0 Séauren und Laugen (zulassiger pH-Bereich 6,5-10), chlorierte
Kohlenwasserstoffe, Phosgen, Schwefelwasserstoff; Blausaure  und
Stickstoffwasserstoffsaure sowie deren Salze; Carbide, die Acetylen bilden;
ausgesprochen toxische Stoffe;

(h) fototechnische Abwasser wie Fixierbader, ferritzyanhaltige Bleichb&der,
Entwicklerbader, Ammoniaklésungen, Pestizide, Arzneimittel, infektiose Stoffe
und gentechnisch verdndertes Material;

0] Kondensate aus Brennwertkesseln fir Gasfeuerung mit einer
Nennwarmebelastung groRer 1125 kW. Analog Olfeuerungen und
Dieselmotoren fur Heizél EL bei einer Nennwarmebelastung gro3er(111 25 kW,

()] Schlamme aus Neutralisations-, Entgiftungs- und sonstigen

Abwasserbehandlungsanlagen;

(k) Abwaésser aus der Oberflachenbehandlung von AulRenflachen baulicher Anlagen
(Fassadenreinigung);

() Abwasser aus der Brandschadensanierung;

(m) Reinigungs- und Desinfektionsmittel sowie Spul- und Waschmittel, die zu
unverhaltnismaflig hoher Schaumbildung fihren.

Falls Stoffe dieser Art in stark verdinnter Form anfallen und dabei die in Abs. 7
genannten Einleitwerte nicht Uberschritten werden, gilt das Einleitverbot nicht; das
Verdunnungs- und Vermischungsverbot nach Abs. 11 bleibt von dieser Regelung
unberthrt.

(5) Abwasser mit radioaktiven Inhaltsstoffen darf nur eingeleitet werden, wenn es der
Verordnung Uber den Schutz vor Schaden durch ionisierende Strahlen

S
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(Strahlenschutzverordnung-StriSchV) vom 20.07.2001 (BGBI. | S. 1714 ff.), geandert
durch Verordnung vom 18. Juni 2002 (BGBI | S.1869), entspricht.

(6)  Gentechnisch neu kombinierte Nukleinsauren sind vor der Einleitung in die zentrale
Abwasseranlage vollstandig zu inaktivieren. Fir diese Vorbehandlung ist ein
Gutachten nach 8 6 Abs. 3 vorzulegen.

7 Ohne zusatzliche vertragliche Regelung mit dem AZV werden in Anlehnung bzw.

Erganzung an das Arbeitsblatt DWA A- 115 folgende Parameter festgelegt, die
unbedingt einzuhalten bzw. nicht zu Gberschreiten sind:
1. Allgemeine Parameter

a) CSB < 1.200 mg/I
b) Stickstoff Summe (NH4-N, NH3-N, NO3-N) < 200 mg/l
c) Gesamt-P < 25 mg/l
d) Temperatur: < 35°C
e) pH-Wert: wenigstens 6,5; héchstens 10,0

f) absetzbare Stoffe

nur soweit eine Schlammabscheidung aus Grinden der ordnungsgemalen

Funktionsweise der 6ffentlichen Abwasseranlage erforderlich ist
2. Verseifbare Ole, Fette und Fettsauren 250 mg/l
3. Kohlenwasserstoffe

a) direkt abscheidbar DIN 1999 Teil 1-6

(Abscheider fur Leichtflissigkeiten) beachten.

Entspricht bei richtiger Dimsionierung annahernd 50 mg/l)

b) soweit eine Uber die Abscheidung von

Leichtflissigkeiten hinausgehende Entfernung von

Kohlenwasserstoffen erforderlich ist:

Gesamt 20 mg/l

c) adsorbierbare organische Halogenverbindungen (AOX) 1,0 mg/l

d) leichtfliichtige halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW)

als Summe aus Trichlorathan, Tetrachlorethanl, 1.1-Trichlormethan

gerechnet als Chlor (CI) 0,5 mg/l
4. Organische halogenfreie Losemittel

mit Wasser mischbar, biologisch abbaubar

Entsprechend spezieller Festlegung, jedoch Richtwert

auf keinen Fall groRRer als er der Loslichkeit entspricht oder als 5g/
5. Anorganische Stoffe (gel6st und ungeldst)

a) Antimon (Sb) 0,5 mg/I
b) Arsen  (AS) 0,5 mg/I
c) Barium (Ba) 5,0 mg/l
d) Blei (Pb) 1,0 mg/l
e) Cadmium (Cd) 0,1 mg/I
f) Chrom hochwertig (Cr) 0,2 mg/l
g) Chrom, gesamt (Cr) 1,0 mg/l
h) Kobalt (Co) 2,0 mg/l
i) Kupfer (Cu) 1,0 mg/l
j) Nickel (Ni) 1,0 mg/l
k) Quecksilber (Hg) 0,05 mg/I
[) Selen (Se) 1,0 mg/l
m)Silber (Ag) 0,5 mg/l
n) Zink (Zn) 5,0 mg/l
0) Zinn (Sn) 5,0 mg/l

p) Aluminium (Al) und Eisen (Fe)
keine Begrenzung, soweit keine
Schwierigkeiten bei der Abwasserableitung auftreten
6. Anorganische Stoffe (gelost)

a) Cyanid, leicht freisetzbar 1,0 mg/l
b) Cyanid, gesamt (CN) 20 mg/l
¢) Fluorid (F) 50 mg/l
g) Sulfat (SO4) 600 mg/l
h) Sulfid (S) 2,0 mg/l

7. Organische Stoffe
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(8)

9)

(10)

(11)

(12)

a) wasserdampfflichtige, halogenfreie Phenole
(als CeHsOH) 100 mg/l
b) Farbstoffe
nur in einer so niedrigen Konzentration, dass der Vorfluter nach
Einleitung des Ablaufs einer mechanisch-biologischen Klaranlage
visuell nicht mehr gefarbt erscheint.
8. Spontan sauerstoffverbrauchende Stoffe
zum Beispiel Natriumsulfit, Eisen (II) — Sulfat, Thiosulfat) 100 mg/I
9. Fir vorstehend nicht aufgefiihrte Stoffe werden die Einleitwerte im Bedarfsfalle
festgesetzt, wenn dies von der Menge oder der Beschaffenheit des einzuleitenden
Abwassers her erforderlich ist
Die vorstehend genannten Grenzwerte beziehen sich auf das Abwasser unmittelbar
im Ablauf der Abwasseranfallstelle. Sofern dort eine Messung aus technischen
Grinden nicht erfolgen kann, muss die Probenahmemdglichkeit vom
Grundstiickseigentimer so geschaffen werden, dass eine Abwasserprobe vor einem
Vermischen dieses Abwassers mit Abwassern aus anderen Bereichen ohne einen
das Ubliche Mal3 tbersteigenden Aufwand vom Verband durchgefiihrt werden kann.
Bei der Einleitung von Schmutzwasser von gewerblich oder industriell genutzten
Grundstucken oder von anderem nicht h&uslichen Schmutzwasser in 6ffentliche
Abwasseranlagen ist eine qualifizierte Stichprobe vorzusehen. Sie umfasst
mindestens funf Stichproben, die, in einem Zeitraum von héchstens zwei Stunden im
Abstand von nicht weniger als zwei Minuten enthommen, gemischt werden.
Bei den Parametern Temperatur und pH-Wert gilt davon abweichend die einfache
Stichprobe. Dabei sind die in dieser Satzung oder in der Einleitungsgenehmigung
genannten Grenzwerte einzuhalten. Der Grenzwert gilt auch dann als eingehalten,
wenn die Ergebnisse der jeweils letzten fiinf im Rahmen der Uberwachung durch den
AZV durchgefiihrten Uberprufungen in vier Fallen diesen Wert nicht tberschreiten
und kein Ergebnis den Wert um mehr als 100 % (bersteigt. Uberprifungen, die
langer als zwei Jahre zurlckliegen, bleiben unberlicksichtigt. Die zur Ermittlung der
physikalischen und chemischen Beschaffenheit der Abwaéasser notwendigen
Untersuchungen sind nach den Deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, Abwasser-
und Schlammuntersuchung in der jeweils glltigen Fassung und den in dieser
Satzung genannten entsprechenden DIN-Normen des Fachnormausschusses
Wasserwesen im Deutschen Institut fir Normung e. V. Berlin auszufiihren.
Hohere Einleitungswerte konnen im begriindeten Einzelfall, nur unter Vorbehalt des
jederzeitigen Widerrufs, zugelassen werden, wenn nach den Besonderheiten des
Falles die schadlichen Stoffe und Eigenschaften der Abwdasser innerhalb dieser
Grenzen fur die 6ffentlichen Abwasseranlagen, die bei ihnen beschéftigten Personen
und die Abwasserbehandlung vertretbar sind. Dadurch entstehender Mehraufwand ist
durch den Verursacher zu erstatten. Niedrigere als die aufgeflihrten Einleitungswerte
und Frachtenbegrenzungen kdnnen im Einzelfall festgesetzt und die Einhaltung der
geringeren Einleitungswerte kann angeordnet werden, soweit dies nach den
Umstanden des Falles geboten erscheint, um eine Gefahrdung der offentlichen
Abwasseranlagen oder der bei den Anlagen beschéftigten Personen, die
Beeintrdchtigung der Benutzbarkeit der Anlagen oder eine Erschwerung der
Abwasserbehandlung sowie der Klarschlammverwertung zu verhiten. Das Einleiten
oder Einbringen von Stoffen, die die geringeren Einleitungswerte tberschreiten, fallt
im Geltungsbereich der Anordnung unter das Einleitungsverbot nach Abs. 7.
Zum Schutz der 6ffentlichen Abwasseranlagen fir Niederschlagswasserableitung und
der Gewasser ist die Einleitung des beim Waschen und Pflegen von Kraftfahrzeugen
anfallenden Abwassers nur Uber DIN-gerechte Vorreinigungsanlagen gestattet.
Der Verband kann eine Rickhaltung des Niederschlagswassers auf dem Grundstiick
fordern, wenn die zulédssigen Abflussmengen Uberschritten werden.
Sonstiges Wasser (Grund- und Dréanagewasser) darf nur mit Genehmigung des
Verbandes und in die vorgeschriebene 6ffentliche Abwasseranlage eingeleitet
werden. Auf Verlangen des Verbandes ist ein Kontrollschacht einzubauen.

Die Satzung wurde am 13.12.2017 ausgefertigt, gesiegelt und archiviert.
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Satzung Uber die Erhebung von Gebihren fur die Abwasserbeseitigung des
Abwasserzweckverbandes Merseburg - Gebihrensatzung -

Auf der Grundlage von 88 8 und 99 Kommunalverfassungsgesetz Land Sachsen-Anhalt (KVG LSA)
vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288), 88 9 und 16 Gesetz uber kommunale Gemeinschaftsarbeit Land
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 26.02.1998 (GVBI. LSA S. 81) und § 5 Kommunalabgabengesetz
Land Sachsen-Anhalt (KAG LSA) vom 13.12.1996 (GVBI. LSA S. 405) in den derzeit geltenden
Fassungen hat die Verbandsversammlung des Abwasserzweckverbandes Merseburg in der Sitzung
am 12.12.2017 die nachfolgende Satzung beschlossen.

|. Abschnitt

§ 1 Allgemein

Der Abwasserzweckverband Merseburg betreibt zur Erflllung der Aufgaben der Abwasserbeseitigung
rechtlich selbstandige 6ffentliche Abwasseranlagen als jeweils eine einheitliche 6ffentliche Einrichtung
zur:

1. zentralen Schmutzwasserbeseitigung,

2. dezentralen Entsorgung von Fakalschlammen aus mechanisch wirkenden
Vorklareinrichtungen, Grundsttickskleinklaranlagen oder Fakalabwasser aus abflusslosen
Sammelgruben und

3. zentralen Niederschlagswasserbeseitigung

nach Mal3gabe der Satzung Uber die Abwasserbeseitigung (Abwasserbeseitigungssatzung) in der
jeweils geltenden Fassung.

Il. Abschnitt Abwassergebihren

§ 2 Grundsatze
(1) Der Abwasserzweckverband erhebt Abwassergebihren fir:

- die zentrale Schmutzwasserbeseitigung,

- die dezentrale Entsorgung und

- die Niederschlagswasserbeseitigung.
(2) Fur die Inanspruchnahme der zentralen 6ffentlichen Abwasseranlagen werden Abwassergebihren
fur die Grundstticke erhoben, die an die 6ffentlichen Abwasseranlagen angeschlossen sind, werden
konnen oder in diese entwassern. Fir die Inanspruchnahme der dezentralen Entsorgung werden
Abwassergebuhren fir die Grundstiicke erhoben, die tatsachlich angeschlossen sind.
(3) Grundstiick im Sinne dieser Satzung ist das Grundstlck im birgerlich-rechtlichen Sinne. Ist ein
vermessenes und im Grundbuch eingetragenes birgerlich-rechtliches Grundsttick nicht vorhanden,
gilt als Grundstick die vom Gebihrenpflichtigen zusammenhéangend genutzte Flache.
(4) Zuviel erhobene Abwassergebiihren werden verrechnet oder erstattet.

§ 3 Gebuhrenmal3stadbe zur zentralen Schutzwasserentsorgung
(1) Die Abwassergebtihr fur die zentrale Schmutzwasserbeseitigung wird als Grund- und
Mengengebihr erhoben.
(2) Die Grundgebdhr ist fur den Ausgleich der Vorhalteleistungen des Abwasserzweckverbandes
bestimmt. Sie bemisst sich nach der Grof3e des Wasserzahlers. Ist kein Wasserzéhler vorhanden,
wird die kleinste Wasserzahlergrole zum Ansatz gebracht.
(3) Die Mengengebihr wird nach der Schmutzwassermenge bemessen, die in die 6ffentliche
Abwasseranlage gelangt. Berechnungseinheit fiir die Mengengebluihr ist 1 m3 Abwasser.
(4) Als in die zentrale 6ffentliche Abwasseranlage gelangt gelten:

1. die dem Grundstiick aus o6ffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen zugefuhrte

und durch Wasserzéhler ermittelte Trinkwassermenge,
2. die auf dem Grundstiick gewonnene oder / und dem Grundstiick sonst zugefuhrte
Brauchwassermenge,

3. die tatséachlich eingeleitete Abwassermenge bei Bestehen einer Abwassermesseinrichtung.
(5) Brauchwasser fur sanitare oder @hnliche abwasserrelevanten Prozesse aus Hausbrunnen oder
Regenwasserriickhalteanlagen ist iber Nebenwasserzahler festzustellen.
(6) Nebenwasserzahler sind beim Abwasserzweckverband unter Beifligung einer Rechnungskopie,
der Wasserzéhlernummer, des Einbaudatums und der Eichfrist zu beantragen. Nebenwasserzahler
sind sach- und fachgerecht einzubauen und vom Abwasserzweckverband abnehmen zu lassen. Die
Kosten des Einbaus und der Abnahme von Nebenwasserzéhlern tragt der Gebuihrenschuldner. Dem
Abwasserzweckverband ist die Kontrolle von Nebenwasserzahlern zugelassen.
(7) Hat ein Trinkwasser- oder Nebenwasserzahler oder eine Abwassermesseinrichtung nicht richtig
oder Uberhaupt nicht angezeigt, konnte eine Ablesung nicht vorgenommen werden oder verweigert
der Grundstiuckseigentimer die Ablesung des Wasser- / Nebenwasserzahlers wird die Trinkwasser-,
Brauchwasser- bzw. Abwassermenge vom Abwasserzweckverband unter Zugrundelegung des
tatsachlichen Verbrauches bzw. der Einleitmengen geschétzt. Die Schatzung ist auch auf der



21 Amtsblatt Nr. 08 13.12.2017

Grundlage von Daten mdglich, die vor oder nach Ablauf des Kalenderjahres vorliegen. Bei defekten
Abwassermesseinrichtungen kann der Verbrauch zudem nach der Férdermenge einer im Betrieb
befindlichen Pumpstation ermittelt werden. Dazu sind Betriebsstundenzéhler in Einsatz zu bringen, die
den Forderstrom und die Pumplaufzeiten messen.
(8) Wassermengen, die nachweislich nicht in die 6ffentliche Abwasseranlage gelangen, werden auf
Antrag abgesetzt bei:
1. der Nutzung von Trinkwasser zur Gartenbewasserung. Die Abnahmemenge ist hier tUber
Nebenwasserzéhler zu messen.
2. Trinkwasser, das bei Rohrbriichen 0.&. nicht in die Kanalisation gelangt. Der
Grundstiickseigentiimer hat hier entsprechende Nachweise beizubringen.
Trinkwasser zur Beflllung von Pools ist nicht absetzfahig.
(9) Bei folgenden Gewerbebetrieben werden auf Antrag Trinkwassermengen pauschal abgesetzt:

1. Béckereien 10 %
2. Fleischereien ohne Essenproduktion 10 %
3. Fleischereien mit Essenproduktion 15 %
4. Autowaschanlagen 10 %
5. Waschereien 10 %

Der Antrag ist jéhrlich rechtzeitig vor Beginn des neuen Kalenderjahres beim Abwasserzweckverband
zu stellen.

§ 4 Gebuhrenmalstabe zur dezentralen Entsorgung

(1) Die Gebduhr fur die dezentrale Entsorgung wird als Grund- und Mengengebihr erhoben.

(2) Die Grundgebdhr ist fur den Ausgleich der Vorhalteleistungen des Abwasserzweckverbandes
bestimmt. Sie bemisst sich nach der Anzahl und Gr6R3e der pro Grundstiick vorhandenen
Abwasserbeseitigungsanlagen.

(3) Die Mengengebuhr wird nach der abgefahrenen Menge von Fékalschlamm und Fakalabwasser
berechnet. Die abgefahrene Menge wird am Entsorgungsfahrzeug gemessen und ist vom
Gebuhrenpflichtigen oder einem von ihm benannten Vertreter durch Unterschrift auf dem
Entsorgungsnachweis zu bestatigen.

§ 5 Gebuhrenmalstidbe zur Niederschlagswasserbeseitigung

(1) Die Abwassergebihr fur die Niederschlagswasserbeseitigung wird nach der tberbauten und
befestigten Grundstiicksflache (Gebuhrenbemessungsflache) berechnet, von der das
Niederschlagswasser direkt oder indirekt in die 6ffentliche Abwasseranlage gelangt.
Berechnungsgrundlage fir die Gebuhr ist 1 m2,

(2) Zur Ermittlung der tatséchlichen Geblihrenbemessungsflache werden die in der Anlage
festgelegten Abflussbeiwerte zugrunde gelegt. Die Gebihrenbemessungsflache wird auf volle m2
gerundet.

(3) Der Gebuhrenpflichtige hat dem Abwasserzweckverband die Berechnungsgrundlagen mitzuteilen.
MaRgebend sind die zu Beginn der Einleitung bestehenden Verhéltnisse. Kommt der
Geblhrenpflichtige seiner Mitteilungspflicht nicht nach, kann der Abwasserzweckverband die
Berechnungsdaten schatzen.

8 6 Gebiihrensatze
(1) zentrale Schmutzwasserbeseitigung
Die Grundgebiihr betrégt je Wasserzahler bzw. WasserzéhlergréRe:

Wasserzahlergrolie Schmutzwasserbeseitigung
mit direkter Einleitung

Neu alt (Qn) EUR pro Monat

Qu bis 2,5 10,00

Q 3110 6 24,00

Q 3116 10 40,00

Q 3125 15 60,00

Q 3140 40 160,00

Q 3/63 60 240,00

Q 3/100 150 600,00

Die Mengengebiihr fir die Schmutzwasserbeseitigung betragt 3,48 EUR pro m3

2) dezentrale Entsorgung
Die Grundgebiihr betrégt je Anlagengrdf3e und Monat:




22 Amtsblatt Nr. 08 13.12.2017

Anlagengrolie je m3 EUR pro Monat
bis 6 5,00
bis 10 8,33
Uber 10 10,00
Die Mengengebiihr betragt fir:
1. Fakalabwésser aus abflusslosen Sammelgruben: 12.15 EUR pro m3
2. Féakalschlamm aus Kleinklaranlagen: 35,52 EUR pro m3

(2) Niederschlagswasserbeseitigung
Die Gebiihr betragt: 1,29 EUR pro m2

8 7 Gebiihrenpflichtige

(1) Gebuhrenpflichtig ist der Grundstiickseigentiimer. Ist ein Erbbaurecht oder ein sonstiges dingliches
Recht am Grundstiick bestellt, tritt der Erbbauberechtigte oder der dinglich Nutzungsberechtigte an
die Stelle des Grundstuckseigentimers. Mehrere Gebuhrenpflichtige sind Gesamtschuldner.

(2) Beim Wechsel des Gebuhrenpflichtigen geht die Gebuhrenpflicht mit Beginn des auf den
Ubergang folgenden Kalendervierteljahres auf den neuen Gebiihrenpflichtigen tiber. Versaumt der
bisherige Geblhrenpflichtige die Mitteilung Uber den Wechsel, haftet er fur die Abwassergebuhren, die
auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung beim Abwasserzweckverband anfallen, neben dem
neuen Gebuhrenpflichtigen.

(3) Soweit der Grundstickseigentimer oder der dinglich Nutzungsberechtigte nicht ermittelt werden
konnen bzw. sie ihrer Zahlungsverpflichtung nicht nachkommen, kann der Abwasserzweckverband
hilfsweise auf die Mieter und Pachter des Grundsttickes fur den ihnen zurechenbaren Anteil der
Abwassergebuhr zurlickgreifen, die die Abwasserbeseitigungsanlagen des Abwasserzweckverbandes
benutzen.

§ 8 Entstehung und Beendigung der Gebuhrenpflicht

(1) Die Gebuhrenpflicht fur die Abwasserbeseitigung entsteht, sobald das Grundstuck an die
offentliche Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen werden kann oder vom Grundstiick Abwéasser
(Schmutz- und / oder Niederschlagswasser) der offentlichen Abwasserbeseitigungsanlage zugefihrt
werden.

(2) Die Gebuhrenpflicht fur die zentrale Schmutzwasserbeseitigung erlischt, sobald der
Grundstiicksanschluss beseitigt ist und die Zufihrung von Abwassern (Schmutz- und / oder
Niederschlagswasser) zur offentlichen Abwasserbeseitigungsanlage des Abwasserzweckverbandes
endet.

(3) Die Gebuhrenpflicht fur die Grundgebihr bei der dezentralen Entsorgung entsteht, sobald und
solange auf dem Grundstiick eine betriebsfertige Anlage errichtet ist. Sie entsteht auch dann, wenn
der Abwasserzweckverband im jeweiligen Kalenderjahr eine Entleerung nicht vorgenommen hat.

(4) Die Gebuhrenpflicht fur die Mengengebihr bei der dezentralen Entsorgung steht nach der
Entleerung.

(5) Die Gebihrenpflicht fir die dezentrale Entsorgung erlischt, sobald das Grundstiick an die zentrale
offentliche Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen ist und die zentrale 6ffentliche Anlage benutzt
wird.

(6) Endet das Benutzungsverhaltnis vor Ablauf des Erhebungszeitraumes, entsteht die
Gebuhrenschuld zum Zeitpunkt der tatsachlichen Beendigung.

§ 9 Erhebungszeitraum

Der Erhebungszeitraum fur die Abwassergebuhr ist das Kalenderjahr, an dessen Ende die
Gebuhrenschuld entsteht. Wird die Abwassergebihr fir Abwassermengen erhoben, die durch
Wasserzahler ermittelt werden, ist der Erhebungszeitraum ebenfalls das Kalenderjahr.

§ 10 Veranlagung

(1) Die Abwassergebihr wird durch Bescheid festgesetzt. Sie kann zusammen mit anderen Abgaben
erhoben werden.

(2) Wird die Abwassergebiuhr nach der durch Wasserzahler ermittelten Trinkwassermenge ermittelt,
sind fur die Veranlagung die tatséchlich verbrauchten Wassermengen im Erhebungszeitraum
zugrunde zu legen. Liegen fur den Erhebungszeitraum gemessene Wassermengen nicht vollstandig
vor, kann der Abwasserzweckverband die zu verbrauchenden Wassermengen fur den verbleibenden
Zeitraum schéatzen.

(3) Fur die Ermittlung der Trinkwasserverbrauchsdaten werden beauftragt:

1. MIDEWA Wasserversorgungsgesellschaft in Mitteldeutschland mbH fiir die Stadte Merseburg,
Braunsbedra Ortsteil Frankleben, Goethestadt Bad Lauchstadt mit den Ortsteilen Bad
Lauchstadt, Gro3grafendorf, Milzau und Schafstadt sowie die Gemeinde Schkopau mit den
Ortsteilen Schkopau, Knapendorf und Ermlitz
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2. EWAG Energie-, Wasser- und Abwassergesellschaft Geiseltal mbH fur die Stadt Micheln
Ortsteile Langeneichstadt und Wiinsch sowie die Goethestadt Bad Lauchstadt Ortsteil
Klobikau

3. ZWAG Zweckverband fur Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung Geiseltal fur die Stadt
Mucheln Ortsteile Oechlitz und Schmirma

4. HWS Hallesche Wasser- und Stadtwirtschaft GmbH fiir die Gemeinde Schkopau Ortsteil
Korbetha

(4) Guthaben aus der Abrechnung des Erhebungszeitraumes werden mit der ersten und maximal der
zweiten Vorausleistung fur das laufende Kalenderjahr verrechnet. Dartiber hinaus bestehende
Guthaben werden zurlickerstattet.

(5) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes festgesetzte Abwassergebihr sind monatliche
Abschlagszahlungen als Vorausleistung auf die kiinftige Abgabenschuld im laufenden Kalenderjahr zu
leisten. Die H6he der Abschlagszahlungen wird durch Bescheid nach den Berechnungsdaten des
Vorjahres festgesetzt. Abschlage unter 12 EUR werden nicht erhoben.

(6) Entsteht die Geblhrenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, wird bei der zentralen
Schmutzwasserbeseitigung der Abschlagszahlung diejenige Abwassermenge zugrunde gelegt, die
dem tatsachlichen Wasserverbrauch des ersten Monates nach der Entstehung der Gebihrenpflicht
entspricht. Der Gebuhrenpflichtige hat den tatsachlichen Wasserverbrauch des ersten Monates dem
Abwasserzweckverband auf dessen Aufforderung unverziglich mitzuteilen. Kommt der
Gebuhrenpflichtige dieser Aufforderung nicht nach, kann der Abwasserzweckverband den
Wasserverbrauch schatzen.

§ 11 Falligkeit

Die Abwassergebuhr ist einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides zur Zahlung fallig. Endet die
Monatsfrist an einem Samstag, Sonntag oder allgemeinen Feiertag, tritt die Falligkeit mit Ablauf des
nachsten Werktages ein.

lll. Abschnitt Schlussbestimmungen

§ 12 Auskunfts- und Duldungspflicht

(1) Der Gebuhrenpflichtige hat dem Abwasserzweckverband oder einem von ihm Beauftragten jede
Auskunft zu erteilen, die fur die Festsetzung und Erhebung der Abwassergebhr erforderlich ist. Der
Abwasserzweckverband ist berechtigt, Prozesse der Abwasserbeseitigung auf dem Grundstlick vor
Ort zu kontrollieren und Daten zu erheben.

(2) Der Abwasserzweckverband ist berechtigt, Verbrauchsdaten des Gebiihrenpflichtigen, wie
Abwassermengen, von Dritten zu erhalten und Uber Datentrager Ubertragen zu bekommen.

§ 13 Anzeigepflicht

a. Jede Veranderung der Rechtsverhaltnisse am Grundstick ist dem Abwasserzweckverband vom
VeraulRerer, Erwerber oder Dritten innerhalb eines Monates schriftlich anzuzeigen.

b. Sind auf dem Grundstick Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abwassergebuhr
beeinflussen, hat der Gebuhrenpflichtige dieses dem Abwasserzweckverband unverziglich schriftlich
mitzuteilen. Diese Verpflichtung besteht fir den Gebihrenpflichtigen, wenn solche Anlagen neu
geschaffen, geandert oder beseitigt werden.

c. Ist zu erwarten, dass sich im Laufe des Kalenderjahres die Abwassermenge um mehr als die 50 %
der Abwassermenge des Vorjahres erh6hen oder verringern wird, hat der Gebuhrenpflichtige hiervon
den Abwasserzweckverband unverziglich in Kenntnis zu setzen.

d. Die Abnahmemenge am Nebenwasserzahler hat der Gebihrenpflichtige dem Verband zum
30.11.des laufenden Jahres schriftich nachzuweisen. Der Anspruch auf Absetzung erlischt fir das
Kalenderjahr, wenn die abzusetzenden Mengen nicht rechtzeitig gemeldet werden oder die Eichfrist
abgelaufen ist. Bei Meldungen in der nachsten Abrechnungsperiode erfolgt die Absetzung nur anteilig
fur das letzte Kalenderjahr.

§ 14 Datenverarbeitung

(1) Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenden Gebulhrenpflichtigen sowie zur
Festsetzung und Erhebung der Abwassergebihren ist die Verarbeitung von personen- und
grundstiicksbezogenen Daten nach MaRRgabe des Datenschutzgesetzes Land Sachsen-Anhalt
zulassig.

(2) Der Abwasserzweckverband darf personen- und grundstiicksbezogene Daten zum Zwecke der
Grundsteuerfestsetzung, des Liegenschaftsbuches, des Melderechts, der Wasserversorgung und der
Abwasserentsorgung nutzen und sich von anderen Behorden tibermitteln lassen.

§ 15 Billigkeitsregelung
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(1) Anspriiche aus dem Gebiihrenschuldverhaltnis kénnen ganz oder teilweise gestundet werden,
wenn die Einziehung bei Falligkeit eine erhebliche Harte fir den Gebuhrenschuldner bedeuten wiirde
und der Anspruch durch die Stundung nicht gefahrdet erscheint. Ist die Einziehung nach Lage des
Einzelfalles unbillig, kénnen die Anspriche ganz oder zum Teil erlassen werden.

(2) Antrage auf Stundung sind vor Eintritt der Falligkeit beim Abwasserzweckverband zu stellen. Der
Gebuhrenpflichtige hat dem Abwasserzweckverband die unbillige Harte nachzuweisen.

§ 16 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 16 Abs. 2 S. 2 KAG LSA handelt, wer vorsatzlich oder leichtfertig
1. dem Abwasserzweckverband die Wassermengen fur den abgelaufenen Erhebungszeitraum
nicht innerhalb der folgenden zwei Monate anzeigt,
2. einen Wasserzéahler oder Nebenwasserzéahler nicht sach- und fachgerecht einbaut, nicht
sach- und fachgerecht einbauen lasst oder Plomben beschéadigt,
3. dem Abwasserzweckverband den Umfang der bebauten und befestigten Grundstiicksflache
innerhalb eines Monates nicht mitteilt,
4. dem Abwasserzweckverband die Berechnungsgrundlagen fur die GeblhrenmalRstéabe der
Niederschlagswasserbeseitigung nicht mitteilt,
5. dem Abwasserzweckverband den tatsdchlichen Wasserverbrauch des ersten Monats nach
der erstmaligen Benutzung nicht mitteilt,
6. dem Abwasserzweckverband oder einem von ihm Beauftragten keine Auskunft erteilt, die zur
Festsetzung und Erhebung der Abwassergebihren erforderlich ist,
7. seiner Anzeigepflicht nach § 13 dieser Satzung nicht nachkommt.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 16 KAG LSA mit einer Geldbuf3e bis zu 10.000 EUR
geahndet werden.

§ 17 Erméchtigung
Der Verbandsgeschaftsflihrer wird erméachtigt, diese Satzung in der geltenden Fassung bekannt zu
machen. Offensichtliche Schreibfehler kénnen dabei korrigiert werden.

8§ 18 Inkrafttreten

Diese Abwassergebihrensatzung wird im Amtsblatt des Abwasserzweckverbandes bekannt gemacht
und tritt zum 01.01.2018 in Kraft. Gleichzeitig endet der zeitliche Anwendungsbereich der Vorschriften
der Abwassergebihrensatzung vom 14.07.2016.

Schkopau, den 13.12.2017

gez. Sonnenkalb -Siegel-
Verbandsgeschaftsfihrerin

Anlage
Anlage

Ermittlung der Gebiihrenbemessungsflache fir Niederschlagswasser
Bei der Ermittlung der Gebihrenbemessungsflache fur die angeschlossenen, bebauten
und/oder befestigten Flachen werden die im folgenden genannten Flachengruppen mit den
verschiedenen Abflussfaktoren (in Anlehnung an DIN 1986) bertcksichtigt:

Flachengruppen Faktor
- Dachflachen 1,0
- begriinte Dachflachen 0,4
- Betonflachen, Asphalt 1,0
- Verbundpflaster, Plattenbelage
mit durchlassigen Fugen 0,6
- Rasengittersteine 0,1

- Sonstige gering versiegelte Flachen

(wie Kunststoffwaben, Splitt- oder

Schotterflachen, durchlassige Pflaster-

Belage, Schotterrasen 0.4.) 0,1
Die Gebuhrenbemessungsflache wird bei Vorhandensein von baulichen (ortsfesten) Anlagen
(Niederschlagswasserspeicher mit und ohne Drosselabfluss, Versickerungsanlagen) mit einem
Mindestfassungsvolumen von 10 m3 und einer ganzjahrigen Nutzung, durch die die &ffentliche
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Abwasseranlage entlastet wird, um folgende Flachen bis maximal zur Geblhrenbemessungsflache
gemindert:

Gruppe der baulichen Anlagen Abzugsflache
- Niederschlagswasserspeicher mit und
ohne Drosselabfluss (Bemessung mit

Drosselabfluss nach ATV A 117) 15 m2/m3 Speichervolumen
- Versickerungsanlagen (Bemessung
nach ATV A-138) 45 m2/m?3 Speichervolumen

Die Satzung wurde am 13.12.2017 ausgefertigt, gesiegelt und archiviert.




